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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 
Vorsit z e nde: Präsident Dr. MaIeta, Zweiter 

Präsident D ipl.-Ing. Waldbrunner. 

Präsident : Die Sitzung ist e röffn e t. 

Die amtlichen Protok o l l e  der 76. Sitzu ng 
vom 31. März und der 77. Sitzung vom 1 .  April 

1965 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbe­
anständet geblieben und .gelten daher als 
g e n ehmigt .  

Ent s ch ul d igt sind die Abgeordneten Pay, 
Haberl, Zankl, Eibegger, Herta Winkler, 
Tödling, HartI, Dr. Tonci6, Krempi, Wührer 
und Dipl.-Ing. Figl. 
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Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 11 Uhr 2 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Die Anfrage 955/M des Herrn Abgeordneten 
Populorum (SPO) an den Herrn Sozial­
minister wurde zurückgezogen. 

Anfrage 920 JM des Herrn Abgeordneten 
Spielbüchler (SPO) an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen, betreffend Regelung 
des Finanzausgleiches ab 1965: 

Wann werden Sie dem Hohen Haus einen 
Vorschlag für die Regelung des Finanzaus­
gleiches ab 1965 unterbreiten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf viel­
leicht vorausschicken, daß nicht der Finanz­
minister , sondern der Ministerrat eine Re­
gierungsvorlage bezüglich des Finanzausglei­
ches vorzulegen hat, und darf berichten, 
daß auf Wunsch der Länder und Gemeinden 
im gestrigen Ministerrat von mir der Entwurf 
einer Finanzausgleichsnovelle 1965 vorgelegt 
wurde, die eine unveränderte Vel'längerung 
des Finanzausgleichsgesetzes um ein weiteres 
Jahr zum Gegenstand hat. 

Der Ministerrat hat beschlossen, diesen Ent­
wurf dem Hohen Haus zur verfassungsmäßigen 
Behandlung zu übermitteln. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Spielbüchler: Herr Minister! 
Es ist uns allen bekannt, daß die Finanzaus­
gleichsnovelle so rechtzeitig eingebracht wer­
den muß, daß das Gesetz noch vor Ende April 
1965 kundgemacht werden kann, weil sonst 
ab Ende April die Gemeinden nicht einmal die 
Steuern einheben können. Warum sind Sie 
buchstäblich erst im letzten Augenblick in 
den Ministerrat gegangen, um diese Novelle 
einzu bringen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Ich habe dem Wunsch der Länder und Ge­
meinden Rechnung getragen, die noch ge­
hofft haben, eine weiter gehende Novelle 
zustandezubringen. Das ist nicht gelungen. 
Ich habe auch den Zeitpunkt der Einbrin­
gung mit den Gebietskörperschaften, die davon 
betroffen sind, abgestimmt. Die entsprechende 
Vorlage ,,·ird heute im Einlauf sein. Ich 
nehme an, daß der verfassungsmäßigen Be­
handlung und rechtzeitigen Verabschiedung 
nichts im Wege steht. 

Pr äsident: Anfrage 918jM des Herrn Ab­
geordneten Zeillinger ( F PÖ) an den Herrn 
Finanzminister, betreffend objektive Betriebs­
prüfung durch Organe der Finanzverwaltung: 

Teilen Sie, Herr Minister, die in der Sitzung 
des Nationalrates am 17. März 1965 von dem 
Sl'recher der ÖVP, Abgeordneten Machunze, 
in der Debatte über den Rechnungshofbericht 
vertretene Auffassung, daß "der Steuerprüfer 
etwas finden muß", was doch offenbar heißt, 
daß die mit der Betriebsprüfung betrauten 
Beamten der Finanzverwaltung von vornherein 
nicht den Auftrag haben, im Sinne des Gesetzes 
eine objektive Prüfung vorzunehmen, sondern 
unter allen Umständen beim Steuerpflichtigen 
irgend etwas finden zu müssen 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Der Betriebsprüfer hat die Aufgabe, die 
tatsächlichEm und rechtlichen Verhältnisse, 
nie für die Abgabenbemessung wesentlich 
sind, amtswegig zu ermitteln. 

Ob und in welchem Ausmaß es auf Grund 
einer Betriebsprüfung zu Berichtigungen der 
Bemessungsgrundlagen kommt, hängt allein 
davon ab, ob der Abgabenpflichtige den ein­
schlägigen gesetzlichen Vorschriften ent.spro­
ehen hat. 

Wenn die Behauptung, daß "der Steuer­
prüfer etwas finden m u ß", dahin gehend ver­
standen werden sollte, daß der mit der Be­
triebsprüfung betraute Beamte der Finanz­
verwaltung von vornherein den Auftrag hat, 
unter allen Umständen eine Steuernach­
forderung des Fiskus herbeizuführen, ohne 
im Sinne des Gesetzes eine objektive Prüfung 
vorzunehmen, dann ist diese Auffassung nicht 
zu teilen. Diese Auffassung ist nicht nur 
unbegründet, sondern auch unzutreffend, zu­
mal sich auf Grund von Steuerprüfungen 
fallweise auch Steuerguthaben für den Ab­
gabenpflichtigen ergeben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich danke und 
nehme die Antwort mit Befriedigung zur 
Kenntnis. 

Präsi dent: Anfrage 921JM des Herrn Abge­
ordneten Brauneis (SPO) an den Herrn 
Finanzminister, betreffend steuerliche Ge­
samtvermögen von mehr als 1 Million Schil­
ling: 

Wie viele physische und juristische Personen 
haben in Österreich ein steuerliches Gesamt­
vermögen von über I Million Schilling 
(Stichtag 1. JäIUler 1964)? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Für den Stichtag 1. Jänner 1964 liegen keine 
Angaben vor, da das Österreichische Statisti­
sche Zentralamt eine Vermögensteuerstatistik 
nur auf Grund des Ziffernmaterials der Haupt­
veranlagung der Vermögensteuer, bei der 
alle Steuerpflichtigen erfaßt werden, anfertigen 
kann. 
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Bundesminister Dr. Schmitz 

Die letzte Hauptveranlagung der Vermögen­
steuer fand zum Stichtag 1. Jänner 1962 
statt. Zu diesem Stichtag wurden insgesamt 
9159 physische Personen und 1858 juristische 
Personen gezählt, deren steuerpflichtiges Ver­
mögen 1 Million Schilling oder mehr betrug. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter B rauneis: Herr Finanz mini­
ster! Können Sie uns sagen, wie hoch das 
Stelleraufkommen dieser Personen ist � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Diese Unterlagen habe ich jetzt nicht zur 
Hand. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter B rauneis : Herr Finanzmini­
ster ! Sind Sie bereit, llns die Antwort schrift­
lich zu geben � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Ich werde diese Frage im Rahmen des Mög­
lichen schriftlich beantworten. 

Sind Sie bereit, zu veranlassen, daß die 
Finanzbehörden bei der Berücksichtigung eines 
Absetzbetrages aus Anlaß der Neugründung 
eines Haushaltes großzügiger vorgehen, als 
dies in letzter Zeit der Fall war? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Nachweisbare Aufwendungen für die Be­
schaffung lebensnotwendiger Einrichtungs- und 
Gebrauchsgegenstände, die aus Anlaß der 
Neugründung eines Hausstandes erfolgen, sind 
bis zu einem Jahreshöchstbetrag von 2496 S -
das sind 208 S monatlich - gemäß § 103 a 
des Einkommensteuergesetzes als außerge­
wöhnliche Belastung ohne Kürzung um die 
zumutbare Mehrbelastung zu berücksichtigen. 
Eine Neugründung des Hausstandes liegt 
vor, wenn sich der Steuerpflichtige erstmalig 
eine Wohnung oder nach erfolgter Verehe­
lichung mit seinem Ehepartner die erste ge­
meinsame Wohnung einrichtet. 

Präsident: Anfrage 922/M des Herrn Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs (SPO) gangen. 

an den Herrn Finanzminister, betreffend Ver- Nach den dem Ministerium vorliegenden 

Zu dieser Gesetzesbestimmung sind aus­
führliche Durchführungserlässe des Finanz­
ministeriums im Amtsblatt der österreichi­
schen Finanzverwaltung unter den Num­
mern 125/1957, 188/1957 und 251/1961 er-

kaufserlöse des Deutschen Eigentums: Informationen halten sich die Finanzämter 

Welche Erlöse wurden bisher aus dem Ver- an di�se Erlässe und an die Judikatur. 
kauf des Deutschen Eigentums insgesamt Der § 103 a des Einkommensteuergesetzes 
erzielt? wird seit acht Jahren gehandhabt, ohne 
Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
In den Jahren 1955 bis einschließlich 1964 
sind allS der Veräußerung, Verwertllng und 
Abwicklung ehemalig deutscher Vermögens­
werte 1.940,986.340 S eingelaufen. Voraus­
sichtlich wird aus der Verwertung des deut­
schen Vermögens noch rllnd eine halbe Mil­
liarde eingenommen werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: 
Herr Minister! Da viele solcher Betriebe aus 
Deutschem Eigentum auch unter das 1. lInd 
2. Verstaatlichungsgesetz fallen, erlaube ich 
mir die Anfrage: Wieviel wurde auf Grund 
dieser Gesetze den Entschädigungsberechtigten 
bisher ausgezahlt 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Das' kann ich im Augenblick nicht sagen, 
aber ich werde diese Frage schriftlich beant­
worten. 

Präsident: Anfrage 923jM des Herrn Ab­
geordneten J ungwirth (S pO) an den Herrn 
Finanzminister, betreffend Absetzbetrag bei 
Haushaltsneugründung : 

daß sich bisher ernste Beschwerden daraus 
ergeben hätten. Das Finanzministerium hat 
auch keine Weisungen erlassen, die eine 
Verschärfung dieser Grundsätze zum Gegen­
stand haben. 

Falls, wie ich annehme, hier ein konkreter 
Fall vorliegt, würde ich bitten, mich darüber 
zu informieren, damit ich vielleicht das 
Nähere verfügen kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Jungwirth: Herr Minister! 
Im gegenständlichen Falle handelt es sich 
um eine verschiedene Auslegung des Be­
griffes der tatsächlichen Haushaltsgründung, 
vor allem dann, wenn Verheiratete zuerst 
Notwohnungen bezogen ha ben und erst in 
zwei oder drei Jahren tatsächlich eine neue 
Wohnung beziehen, sodaß die Zeit, die sie 
in der Notwohnung zugebracht haben, mit 
in die Fünf jahresfrist eingerechnet wird. 

Ich wäre daher sehr dankbar, wenn Sie 
in solchen Fällen nicht so rigoros vorgehen 
würden und die Beurteilung der Frage, wann 
tatsächlich die neue Haushaltsgründung statt­
gefunden hat, auf den tatsächlichen Bezug 
der neuen Wohnung abstellen könnten, ohne 
dabei auch die Notwohnung einzubeziehen. 
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Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Vielleicht darf ich Sie, Herr Abgeordneter, 
bitten, mir den Tatbestand, der Ihnen vor­
schwebt, mitzuteilen. Ich werde ihn sicher 
sehr ernsthaft prüfen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Wir gelangen zur Anfrage 956/M des Herrn 

Abgeordneten Josef Steiner (Kärnten) (Sp(j) 
an den Herrn Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft, betreffend Güterwege 
aus Mitteln des Grünen Planes : 

Sind Sie bereit, dem Nationalrat einen Bericht 
zuzuleiten, welche Güterwege mit den Mitteln 
aus dem Grünen Plan bisher gebaut wurden? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land. und Forstwirt-
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinze r: Zu Ihrer 
Anfrage, Herr Abgeordneter, darf ich bemerken, 
daß die Bundesregierung gemäß § 9 des Land­
wirtschaftsgesetzes alljährlich dem Nationalrat 
einen "Bericht über die Lage der Landwirt­
schaft" vorlegt. Ein Abschnitt dieses Berichtes 
informiert über die Verwendung der Mittel, 
die jeweils im Vorjahr dem Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft auf Grund des 
Grünen Planes zur Verfügung gestanden sind. 
Im besonderen enthält der Bericht über das 
Jahr 1963 auf Seite 147 eine zusammen· 
fassende Übersicht über die Güterwegbauten 
in den Jahren 1961 bis 1963. 

In Zusammenfassung dieses Berichtes und 
der Ergebnisse des Jahres 1964 kann ich 
mitteilen, daß geit 1961 der Bau von 2870 km 
Güterwegen und damit die verkehrsmäßige 
Erschließung von 11.200 Höfen durch Mittel 
de<; Grünen Planes ermöglicht wurde. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Josef Steiner (Kärnten) : Herr 
Minister! Es ist Ihnen ja bekannt, daß die 
Erhaltung der Güterwege bereits zu einem 
Problem geworden ist, das weit über die 
Leistungskraft der Interessenten hinausgeht. 
Was gedenken Sie für die Erhaltung der 
Güterwege in Zukunft zu tun, damit diese 
Werte, die geschaffen wurden, nicht dem 
Verfall preisgegeben sind 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Das ist eine 
sehr schwierige Frage, die uns seit geraumer 
Zeit beschäftigt. Wir wissen, daß die Güter­
wege ja  nicht nur gebaut, sondern auch 
erhalten werden müssen und daß mit jedem 
Kilometer neuen Güterweg, den wir bauen, 
auch das Problem der Wegeerhaltung größer 
wird. 

Darüber hinaus müssen wir feststellen, daß 
diese Güterwege nicht nur den Interessenten, 
die bei diesem Wegebau beteiligt sind, dienen, 
'londern vielfach, wie wir wissen, insbesondere 
auch den Zwecken des Fremdenverkehrs zu­
gänglich gemacht werden. Die Frage der 
Wegeerhaltung wird auch von dieser Seite her 
noch ein verstärktes Problem. 

Ich bin der Auffassung, daß auf diesem 
Gebiet alle Möglichkeiten geprüft werden 
müssen, die der Wegeerhaltung dienlich sind. 
Das ist nicht allein eine finanzielle Frage, es 
ist zu einem guten Teil auch eine organi­
satorische und technische Frage. Es ist nicht 
allein ein Anliegen des Bundesministeriums, 
sondern mindestens in gleicher Weise ein 
Anliegen der Länder. Es ist nicht allein eine 
Frage des Budgets, sondern vielleicht auch in 
gleicher Weise eine solche des Finanzaus­
gleiches. Ich bin der Auffassung, daß diese 
komple:x:en Fragen auch ebenso komplex 
beurteilt werden müssen, um zu einer erträg­
lichen Lösung zu kommen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Josef Steiner (Kärnten) :  Herr 
Mini'lter! In einem Kommunique des Aus­
schusses für Bergbauernfragen der Präsidenten­
konferenz wird die Forderung erhoben, 
daß die Erhaltung der Güterwege den Gemein­
den überantwortet werden soll. Ich habe die 
Befürchtung, daß die meisten der in Frage 
kommenden Gemeinden Zuschußgemeinden 
sind und daher nicht in der Lage sein werden, 
nennenswert zur Erhaltung der Güterwege 
beizutragen. Ich bätte aber vorzuschlagen 
- und ich bitte Sie, Herr Minister, mir darauf 
zu antworten -, hier die Agrarbehörden und 
die Landwirtschaftskammern einzuschalten, 
die ja heide den Apparat, die Maschinen und 
die Leute zur Verfügung haben. Wenn diese 
Aufgabe den Gemeinden ü.berantwortet wird, 
fürchte ich, daß es mit der Erhaltung der 
Güterwege so rasch vor sich gehen wird wie 
mit der Einführung der Krankenversicherung 
bei den Zuschußrentnern. (Heiterkeit.) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Es ist nicht 
ganz leicht, in der gebotenen Kürze auf diese 
Darlegungen zu antworten. 

Die Agrarbebörden und die Landwirtschafts­
kammern haben gewiß einen technischen 
Apparat zur Verfügung, aber sie haben nicht 
das erforderliche Geld. Was die Frage der 
Erhaltung der Güterwege anlangt, so fehlt 
es den Gemeinden vielfach an Geld. Man 
wird daher klären müssen, wie man hier die 
Lasten gerecht verteilt,. 'Venn man den 
Gemeinden zusätzliche Leistungen aufbürdet, 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

würde man prüfen müssen, wie man auf der 
anderen Seite eine Entlastung findet. Dies 
könnte zum Beispiel dadurch geschehen, daß 
die Gemeindezufahrtsstraßen, die bisher Ge­
meindestraßen gewegen sind, von den Ländern 
als Landesstraßen übernommen werden. 

Alles in allem bin ich der Überzeugung, 
daß diese Frage ein sehr ernstes Problem ist, 
dessen Lösung sehr bedeutsam ist, wobei alle 
Gesichtspunkte, die dabei in Betracht gezogen 
werden müssen, einer gründlichen Prüfung 
bedürfen. 

Pr äsident: Danke, Uerr Minister. 
Anfrage 946/M der Frau Abgeordneten 

Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (ÖVP) an den 
Herrn Handelsminister , betreffend Schutz 
österreichischer Imker: 

Welche Möglichkeiten, Herr Minister, be­
stehen, um die österreichischen Imker, die 
durch den Import aus den Ostblockstaaten 
zu Dumpingpreisen in ihrer Existenz gefährdet 
sind, zu schützen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und 'Wieder-
aufbau Dr. B ock: Im Jahre 1964 wurden ins­
gesamt rund 2900 t Honig im Werte von 
etwa 31 Millionen Schilling eingeführt. Da­
von entfielen 2322 t auf Einfuhren aus den 
Oststaaten, 377 t auf Einfuhren aus den 
GATT-Staaten und anderen Ländern. Die 
Einfuhren aus den Oststaaten sowie aus 
Mexiko bedürfen einer Einfuhrbewilligung des 
Bundesministeriums für Land- und Forst­
wirtschaft, während die Einfuhren aus den 
GATT-Staaten liberalisiert erfolgen. Gegen­
über CSSR, Polen, Ungarn, Bulgarien, Ru­
mänien und der UdSSR bestehen im Rahmen 
der Handelsverträge mit diesen Ländern Ein­
fuhrkontingente für Honig von insgesamt 
3338 t, von denen aber, wie schon erwähnt, 
im vergangenen Jahr nur eine Menge von 
2322 t ausgenützt wurde. 

Die Frage, ob Importe zu Dumpingpreisen 
erfolgen, wird gegenwärtig im Handelsmini­
sterium geprüft. N ach Vorlage der entspre­
chenden Unterlagen ist vorgesehen, daß sich 
der Antidumping-Beirat mit dieser Ange­
legenheit befassen wird. Sollte der Beirat zur 
Ansicht gelangen, daß tatsächlich Niedrig­
preisimporte stattfinden und hiedurch eine 
Bedrohung der österreichischen Imker gegeben 
ist, werde ich dem Ministerrat eine entspre­
chende Verordnung nach dem Antidumping­
gesetz vorschlagen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Anfrage 957jM des Herrn Abgeordneten 

Populorum (S PÖ) an den Herrn Handels­
minister, betreffend Lawinenunglück auf der 
Felbertauernstraße: 

Ist die Verantwortung für das neuerliche 
schwere Lawinenunglück, das sich beim Bau 
der Felbertauernstraße ereignete und bei dem 
fünf Kärntner Arbeiter tödlich verunglückt 
sind, bereits geklärt? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Handel- und Wieder-

aufbau Dr. Bock: Die Felbertauernstraße 
wird von der Felbertauernstraßen-AG. und 
nicht von der Bundesstraßenverwaltung ge­
baut. Ich bin für diese Anfrage daher nicht 
zuständig. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Populorum: Ich weiß schon, 
daß es sich im gegenständlichen Fall um eine 
private Straße handelt, bei der der Bund für 
einen bestimmten Aufwand eine Haftung 
übernommen hat. Aber darücer hinaus -
und dahin möchte ich nun die Anfrage rich­
ten - müßte es doch auch im Interesse des 
Handelsministeriums gelegen sein, daß Maß­
nahmen, gesetzliche oder behördliche Maß­
nahmen, getroffen werden, damit solche Kata­
strophen beim Bau von Bergstraßen vermieden 
werden. Es müßten meines Erachtens die 
Straßenverwaltungen der einzelnen Länder, 
wenn sie nicht aus eigenem diese Vorsichts­
maßnahmen treffen, angewiesen werden, solche 
Veranlassungen zu treffen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wieder­
aufbau Dr. Bock: Ich habe bei einer Anfrage­
beantwortung in der letzten Haussitzung 
darauf hingewiesen, daß die Kompetenz für 
den Lawinenschutz zum Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft und nicht zum 
Handelsministerium ressortiert. 

Präsident: Anfrage 941jM des Herrn Abge­
ordneten Dr. Broesigke (F p(j) an den Herrn 
Handelsminister , betreffend Veröffentlichungen 
von Beamten der Bundeshandelskammer : 

Ist es richtig, daß die Beamten der Bundes­
handelskammer sich publizistisch nicht betätigen 
dürfen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf-
bau Dr. Bock: Die Anfrage lautet, ob es richtig 
ist, daß die Beamten der ßundeshandels­
kammer sich publizistisch nicht. betätigen 
dürfen. Eine Rückfrage hat ergeben, daß 
dies nicht den Tatsachen entspricht, jedoch 
hat die Bundeswirtschaftskammer am 9. De­
zember 1964 in einem Rundschreiben ihre 
Beamten aufgefordert, vor Veröffentlichung 
von Artikeln, die Angelegenheiten der Wirt­
schaft betreffen, bei der Kammerleitung rück­
zufragen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Billigen Sie diese die publizistischen 
Möglichkeiten der Kammerbeamten einschrän­
kenden Vorschriften in Anbetracht dessen, 
daß ja das Recht der freien Meinungsäußerung 
notwendigerweise auch für Beamte der Bundes­
handelskammer Geltung haben muß 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr. Bock: Ich bin für die moralische 
Bewertung nicht zuständig, muß aber darauf 
aufmerksam machen, daß diese Regelung 
der Bundeshandelskammer sich auf den § 66 des 
Handelskammergesetzes und den § 19 Abs. 2 
der Dienstordnung für die Angestellten der 
Kammer der gewerblichen Wirtschaft bezieht. 

im vollen Zuge. Die Arbeiten werden durch 
die StraßJnbauämter beziehungsweise die 
Straßenmeistereien im Rahmen des Erhal­
tungsdienstes durchgeführt. Die aufgebroche­
nen Straßenfahrbahnen werden eingeebnet, 
durch Schottierungen verstärkt und mit 
Bitumenmischgut ausgebessert. 

Gleichzeitig wurden die Straßenbaudirek­
tionen angewiesen,· den Gesamtumfang der 
heuer besonders großen Frostschäden zu er­
heben, um einen Überblick über den Umfang 
der eingetretenen Schäden zu erhalten und 
um festzustellen, wo über die eben erwähnten 
provisorischen Behebungsarbeiten hinaus defi­
nitive Regenerierungsmaßnahmen unbedingt 
sofort vorgenommen werden müssen. Auch 
diese Vorarbeiten sind im Gange und sind 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. so eingerichtet, daß die Regenerierungsarbeiten 
Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Minister! bis zur Hauptreisezeit abgeschlossen werden 

Ich möchte festhalten, daß es nicht eine können. 
moralische Wertung war, sondern eine juri- Die Bedeckung der erforderlichen unvorher­
stische, nämlich die Frage, ob dieses Vorgehen gesehen großsn Kosten wird allerdings nur 
der Bundeshandelskammer mit dem Recht dadurch gefunden werden können, daß mehrere 
auf freie Meinungsäußerung vereinbar ist. in den Bauprogrammen für 1965 vorgesehene 
Da Sie die Aufsichtsbehörde gegenüber der Baumaßnahmen verkürzt beziehungsweise zur 
Bundeshandelskammer sind, erlaube ich mir' Gänze zurückgestellt werden müssen. 
d.ie Frage, ob Sie bereit sind, eine rechtliche Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Überprüfung dahin gehend vorzunehmen, ob 
dieser Erlaß der Bundeshandelskammer mit 
den Verfassungsgrundsätzen vereinbar ist. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr. Bock: Ich habe mich schon vorhin 
darauf bezogen, daß der § 66 des Handels­
kammergesetzes und der § 19 der Dienstordnung 
die rechtliche Grundlage hiefür darstellen. 
Die Handelskammerordnung und die Dienst­
ordnung sind seinerzeit vom 13undesministerium 
für Handel und Wiederauf bau nach genauester 
Prüfung genehmigt worden, soweit eine Ge­
nehmigungszuständigkeit dafür im Gesetz vor­
gesehen ist. 

Präsident : Anfrage 959JM des Herrn Ab­
geordneten Kern (() V P ) an den Herrn Handels­
minister , betreffend Frostschäden an Bundes­
straßen: 

Was wird vom Bundesministerium unter­
nommen, um den katastrophalen Zustand der 
Bundesstraßen, hervorgerufen durch den Frost 
des vergangenen Winters, zu beheben? 

Präsi dent : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf-
bau Dr. Bock: Herr Präsident! Ich darf 
darauf aufmerksam machen, daß auch die 
nächste Anfrage das gleiche Thema betrifft. 
Auf beide Anfragen ist folgendes zu sagen: 

Die provisorische Beseitigung der Frost­
schäden wurde in allen Bundesländern vom 
Handelsministerium angeordnet und ist bereits 

Abgeordneter Kern : Herr Bundesminister! 
Ich glaube Ihrer Antwort entnehmen zu 
dürfen, daß bis zum Beginn des Haupt­
verkehrsstromes, der mit Mitte des Jahres 
einsetzen wird, der Hauptteil der Instand­
setzungsarbeiten beendet sein wird. 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister für Handel und Wiederauf­

bau Dr. Bock: Ja, das ist richtig. 

Präsident : Die Anfrage 958jM der Frau 
Abgeordneten Herta Winkler (Sp(J) , be­
treffend Frostaufbrüche in der Steiermark, 
wurde unter einem beantwortet. Die Frage­
stellerin ist nicht im Hause. 

Ich danke, Herr Minister. 
Wir gelangen zur Anfrage 947JM des Herrn 

Abgeordneten Glaser (ÖV P) an den Herrn 
Verkehrsminister, betreffend Schaukästen auf 
dem Bahnhof Salzburg-Parsch: 

Warum wurden entgegen Ihren Erklärungen 
im Parlament die auf dem Bahnhof Salzburg­
Parsch und bei der Zugförderungsleitung Sa]z­
burg befindlichen sozialistischen Schaukästen 
noch immer nicht entfernt? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi-
tätswirtschaft Probst: Herr Abgeordneter! 
Ich habe Sie das letzte Mal - bei Beant­
wortung der vorherigen Anfrage - gebeten, 
mir mitzuteilen, wo meinen Anweisungen 
nicht Folge geleistet worden ist, und Sie 
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Bundesminister Probst 

ersucht, mir Ort, Stelle und Zeit bekanntzu­
geben, um das prüfen zu können. Sie haben 
das mit dieser Anfrage nunmehr getan. Ich 
darf darauf antworten: 

Seit vielen Jahren und bereits vor meinem 
Amtsantritt hing außerhalb des Bahnhofes 
Salzburg-Parsch an einem Zaun genau an 
der Grenze des Bahngrundes, mit der Blick­
richtung nach außen zur Gaisbergstraße hin 
- Sie sehen, ich habe versucht, das genau 
zu erheben -, eine unbeschriftete Tafel. 
Hinter einem Drahtgeflecht war zuletzt eine 
Wandzeitung - es handelte sich um ein 
Wohnhausplakat - zu sehen. 

Eine andere Tafel war am Zaun - eben­
falls Grundgrenze beim Eingang zu 
Remise 1 der Zugförderungsleitung Salzburg 
angebracht. Diese Tafel wies hinter Glas das 
Gewerkschaftsplakat "Nur der Österreichische 
Gewerkschaftsbund garantiert Vollbeschäfti­
gung, hohen Lebensstandard, soziale Sicher­
heit" auf. 

Da eine formelle Bewilligung für die An­
bringung der Anschlagbretter nicht erteilt 
worden war, wurde über meinen Auftrag 
die Bundesbahndirektion Linz beauftragt, die 
Entfernung zu veranlassen, was geschehen ist. 

Im Hauptgebäude der Zugförderungsleitung 
Salz burg sowie im Werksgelände selbst be­
finden sich keine weiteren Ankündigungs­
tafeln einer politischen Partei, sondern nur 
je eine Ankündigungstafel der Gewerkschaft 
im Gebäude der Zugförderung<;leitung und 
im Gebäude der Betriebswerk"3tätte. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Minister! Ich 
habe den dieser Anfrage zugrunde liegenden 
Sachver halt in einer schriftlichen Anfrage 
am 15. Juli des vergangenen Jahres, auch 
unter Zitierung dieser beiden Standorte, die 
Sie jetzt genannt haben, angegeben. Sie 

- haben in Ihrer Antwort, die Sie auf diese 
Anfrage vom 15. Juli des vergangenen Jahres 
am 3. August gegeben haben, erklärt: "Eine 
Benachteiligung der Österreichischen V olks­
partei bei der Werbung auf bahneigenen 
Liegen"3chaften hat niemals bestanden und 
kann auch gar nicht bestehen, weil keiner 
politischen Partei auf Bahngrund eine Werbe­
möglichkeit eingeräumt wird. " Bei einem 
Vergleich der damaligen Anfragebeantwortung 
mit Ihrer heutigen Antwort würde sich an 
und für sich die Bemerkung aufdrängen: 
es wurde nun über Ihre Weisung etwas ent­
fernt, was gar nicht vorhanden gewesen ist. 

Es ergibt sich nun die Frage, die ich jetzt 
als Zusatzfrage stellen möchte: Warum, Herr 
Minister, hat e"l mehr als acht Monate gedauert, 
bis diese Weisungen, von denen Sie schon 

im August des vergangenen Jahres gesprochen 
haben, auch in Salzburg zur Kenntnis ge­
nommen wurden? (Abg. Preußler: Wir 
werden das bei den Schaukäbten der Volkspartei, 
die bei der Gemeinde hängen, genauso halten! 
Wir werden in der Gemeinde verlangen, daß 
die Kästen von der Volk8partei sofort entfernt 
werden! - Abg. Weikhart: Sehr richtig! -
Abg. Dr. Fied ler: Hoffentlich auch in Wien 
die Kästen der SPÖ, Herr Kollege Preußler!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Das 
Wort hat der Herr Mini"ter! (Abg. G la s e r: 
Wir haben in Salzburg noch keine Kästen 
aufgestellt, für die wir keine Genehmigung 
gehabt hätten!) 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Probst: Soweit ich die Ge­
pflogenheiten der Fragestunde kenne, bin ich 
nur imstande, eine gegenwärtig gestellte An­
frage zu beantworten. Das habe ich getan. 
Die Schaukästen sind weggeschafft worden, 
und damit ist der Streitgegenstand ebenfalls 
aus der Welt geschafft. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Mini"ter! Ich 
glaube, so einfach ist die Sache wieder nicht! 
Ich habe eine damit im Zusammenhang 
stehende Frage gestellt (Zwischenrufe - der 
Prä s i dent  gibt das Glockenzeichen) und habe 
gefragt, warum es mehr als acht Monate ge­
dauert hat. Wenn Sie nicht bereit sind, das 
zu beantworten, dann ist das eine andere 
Sache. Ich möchte ohnehin sagen: Sie haben 
damit nur dokumentiert . . .  (Zwischenrufe 
bei der S PÖ. - Abg. Weikhar t: Das ist 
keine Anfrage mehr! - Abg. Dr. Kummer: 
Das ist auch keine Antwort vom Minister! -
Anhaltende Zwischenrufe. - Ruf bei der Ö V P : 
"Klein-Fußach" in Salz burg I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Herr 
Abgeordneter, das ist keine Frage! (Weitere 
Zwischenrufe.) 

Anfrage 948/M des Herrn Abgeordneten 
Weidinger (ÖV P) an den Herrn Verkehrs­
minister, betreffend Verkehrsproblem auf der 
Strecke Friedberg-Fürstenfeld : 

Warum wurde auf der Strecke Friedberg­
Hartberg-Fürstenfeld unter anderem der Trieb­
wagenpersonemug 1703 ab Friedberg um 
21.46 Uhr eingestellt und durch einen Auto­
busverkehr Friedberg-Fürstenfeld ersetzt, ob­
wohl der Autobusverkehr Hartberg-Fürsten­
feld besonders am W oohenende weitaus gün­
stiger wäre? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft Probst: Herr Abgeordneter I 
Der früher auf der Strecke Friedberg-Hart­
berg - ich muß das etwas genauer erklären -
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Bundesminister Probst 

ab Friedberg um 21 .46 Uhr verkehrende 
Personenzug Nr. 1703 wurde ab Montag, den 
4. Jänner dieses Jahres durch einen Autobus 
des Kraftwagendienstes der Österreichischen 
Bundesbahnen ersetzt, weil diese Verbindung, 
von Freitagen abgesehen, nur minimal be­
setzt war und daher ein arges Mißverhältnis 
zwischen den damit verbundenen Betriebs­
kosten und dem erzielten Ertrag bestand. 

Auch die Autobusbesetzung zwischen Fried­
berg und Hartberg ist gegenwärtig minimal 
und beläuft sich im Durchschnitt auf 8 bis 12 
Personen, wie die vorgenommenen Verkehrs­
zählungen ergeben haben. Eine Ausnahme 
bildet dabei allerdings der Freitag, an dem ab 
Friedberg Frequenzen zwischen 40 und 
65 Fahrgästen vorkommen. Bei der Ankunft 
in Hartberg ist die Freitagfrequenz regel­
mäßig auf 20 bis 30 und jene der anderen 
Wochentage auf 0 bis 5 Reisende abgesunken. 

Der Autobus steht dem Publikum bis Fürsten­
feld - ab Hartberg 23.06 Uhr, an Fürstenfeld 
0.05 Uhr - zur Verfügung, was für Zug N 1'. 1703 
nicht galt, da er in Hartberg endete. 

Wie gering, Herr Abgeordneter, das Bedürf­
nis auch für die Autobusverbindung nach 
Fürstenfeld ist, geht daraus hervor, daß zum 
Beispiel im März dieses Jahres an zwölf Ver­
kehrstagen insgesamt 20 Reisende in Fürsten­
feld ankamen und der Autobus an den übrigen 
Tagen seines Einsatzes dort leer eintraf. 

Ich darf am Schluß feststellen, daß durch die 
getroffenen Ersatzmaßnahmen wahrscheinlich 
eine jährliche Einsparung von rund 350.000 S 
wird erzielt werden können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Weidinger: Herr Bundes­
minister ! Ist Ihnen bekannt, daß Fahrgäste, 
welche sich von Hartberg nach Wien Retour­
karten lösen, wenn sie mit dem letzten Zug, 
der jetzt ab Friedberg durch einen Autobus 
ersetzt wird, zurückfahren, die vollen Fahr­
kosten zu zahlen haben und dann das Gut­
haben, das ihnen auf Grund der gelösten 
Retourkarte zusteht, schriftlich zurückfordern 
müssen ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft Probst: Das ist mir nicht be­
kannt. Mir ist nur bekannt, daß die Karte 
für Autobusverbindung und für Bahnver­
bindung gleichermaßen gilt. Wenn Sie einen 
solchen Fall, wo das anders gehandhabt wird, 
kennen, bitte mir das mitzuteilen. 

Präsident: Ich danke, Herr Minister. 

Anfrage 949/M des Herrn Abgeordneten 
Erich Hofstetter (S PÖ) an den Herrn Bundes­
kanzler, betreffend Untersuchung über Wett. 

bewerbsverhältnisse in der österreichischen . 
Wirtschaft: 

Welche Maßnahmen gedenken Sie als Vor­
sitzender der Paritätischen Kommission zu 

treffen, damit der Wirtschaftsbeirat der Pari­
tätischen Kommission endlich jene Unter­
suchung über die Wettbewerbsverhältnisse in 
der österreichischen Wirtschaft durchführen 
kann, auf deren Ergebnis das Parlament 
die notwendigen gesetzgeberischen Maßnahmen 
für Preissenkungen stützen kann ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Der Beirat für 
Wirtschafts- und Sozialfragen hat bekanntlich 
im Jahre 1964 zwei Stabilisierungsprogramme 
vorgelegt, das eine im März, das andere im 
Herbst. Beim zweitenStabilisierungsprogramm 
wurde eine Empfehlung vereinbart, die das 
Thema, das Sie, Herr Nationalrat, in der 
Anfrage anklingen lassen, behandelt. Ich 
möchte den genauen Text vorlesen, damit Sie 
sehen, worum es sich bei dem Stabilisierungs­
programm bezüglich Wettbewerbsfragen ge­
handelt hat. Es heißt dort: 

"Es wird empfohlen, die individuelle Rabatt­
gewährung auf den Grauen Märkten abzubauen 
und durch eine allgemeine Senkung der Letzt­
verbraucherpreise zu ersetzen. Bei vielen 
Konsumgütern mit empfohlenen Listenpreisen 
dominiert noch die individuelle Rabattge­
währung gegenüber dem echten Preiswett­
bewerb. Es wird für zweckmäßig gehalten, 
den Wettbewerb in gewissen Branchen durch 
den Übergang von der Bruttopreisrechnung 
zum Nettopreissystem zu stärken. Dadurch 
könnte eine Senkung von Konsumgüter­
preisen, insbesondere bei Markenartikeln, er­
reicht werden. Die Arbeitsgruppe wird die 
Hemmnisse, die einer Intensivierung des 
Wettbewerbes entgegenstehen, untersuchen 
und wirksame Maßnahmen zu deren Beseiti­
gung vorschlagen." 

Das war also im Spätherbst 1964. Es wurde 
damals innerhalb des großen Beirates für 
Wirtschafts- und Sozialfragen eine Arbeits­
gruppe unter dem Titel "Wettbewerbsfragen" 
gegründet. 

Nun habe ich mich informiert. Nach den 
Ergebnissen meiner Information befaßt sich 
diese Arbeitsgruppe "Wettbewerbsfragen" be­
reits intensiv mit den Problemen vornehmlich 
des Grauen Marktes. Persönlich bin ich sehr 
an den Ergebnissen dieser Beratung interessiert, 
weil ich sodann auch in der Bundesregie­
rung - soweit es Regierungsangelegenheit 
ist - die entsprechenden Anregungen machen 
möchte. 

Ich habe aber bisher als Vorsitzender der 
Paritätischen Kommission keinen Einfluß auf 
das Arbeitstempo, auf die Arbeitsgebiete wie 
auch auf die personelle Zusammensetzung der 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

Arbeitsgruppen des Beirates nehmen können, 
weil mir eine solche Einflußnahme nicht zu­
steht. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Erich Hofstetter: Herr Bun­
deskanzler ! Sie sind also der Auffassung, daß 
die Arbeit des Wettbewerbsausschusses für 
die österreichische Wirtschaft, also insbeson­
dere für die Konsumenten, wichtig ist. Würden 
Sie als Vorsitzender besonderes Augenmerk 
darauf richten, daß die Arbeit des Wettbe­
werbsausschusses rascher vor sich geht ? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich werde mich 
gerne als Intervenient und als Fürsprecher für 
eine Sache, die uns beide interessiert, bei dem 
Beirat bemühen. 

Präsident: Anfrage 937 /M des Herrn Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Scheuch (F pO) an 
den Herrn Bundeskanzler, betreffend Er­
örterung der Minderheitenfrage beim Jugo­
slawienbesuch : 

Sind Sie bereit, dem Hohen Hause mitzu­
teilen, was bei Ihrem Staatsbesuch in Jugo­
slawien in der Minderheitenfrage konkret be­
sprochen wurde? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Bei meinem Bel-
grader Besuch hat die jugoslawische Seite 
ihre Zufriedenheit über den Fortschritt in 
der Realisierung der Rechte der slowenischen 
wie auch der kroatischen Minderheit in Öster­
reich zum Ausdruck gebracht. Diese Stellung­
nahme hat auch in dem gemeinsamen Schluß­
kommunique ihren Niederschlag gefunden. 

Österreichischerseits wiederum wurde die 
Absicht kundgetan, auch weiterhin die Rechte 
der beiden Minderheiten im Einvernehmen mit 
diesen sicherzustellen, wobei erklärt wurde, 
daß die kulturellen und die wirtschaftlichen 
Interessen der Minderheiten auch weiterhin 
eine ständige Förderung erfahren werden. 
Auch diese Erklärung ist in das gemeinsame 
Schlußkommunique aufgenommen worden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scheueh: Herr 
Bundeskanzler ! Nach Mitteilungen zahlreicher 
österreichischer Zeitungen haben Sie bei Ihrem 
Staatsbesuch in Jugoslawien von objektiven 
Merkmalen gesprochen, die die Grundlage 
für die Lösung der Minderheitenfrage in Öster­
reich bilden sollten. Ich darf Sie daher, 
Herr Bundeskanzler, fragen, ob Sie der Auf­
fassung beipflichten, daß sich hiefür als ob­
jektivster Maßstab das Ergebnis einer ge­
heimen Volksbefragung -qualifiziert, die auf 
einem Minderheitenermittlungsgesetz und auf 
voller Freiheit des Bekenntnisses basiert. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich bin der Auf­
fassung, daß wir für die Durchführung des 
letzten Abschnittes der Regelung der Minder­
heitenrechte in Kärnten, für das Amtssprachen­
gesetz, eine objektive Grundlage brauchen. 
Ich habe in meinen Gesprächen in Belgrad 
auch von solchen Grundlagen gesprochen, 
habe aber, da ich einer Entscheidung der 
österreichischen Bundesregierung beziehungs­
weise des österreichischen Parlamentes nicht 
vorgreifen durfte und wollte, in keiner Weise 
gesagt, an welche konkreten Maßnahmen 
objektiver Art ich da denke. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scheueh: Herr 
Bundeskanzler ! Meine Frage war die, ob Sie 
das Minderheitenermittlungsgesetz, das ja be­
reits vom österreichischen Parlament dem 
Grunde nach beschlossen worden ist, als die 
geeignetste Grundlage ansehen. Falls das 
nicht der Fall wäre, möchte ich Sie fragen, 
auf welcher anderen unanfechtbaren gesetz­
lichen Grundlage Ihrer Auffassung nach der 
Umfang der berechtigten Ansprüche der Minder­
heiten ermittelt werden könnte. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Wenn es zu einem 
Minderheitenfeststellungsgesetz kommt, was, 
wie gesagt, nicht meine Angelegenheit ist, 
sondern die des Hohen Hauses, dann wäre 
das meiner Ansicht nach ein Maßstab. Wenn 
es nicht dazu kommt, so gäbe es meiner be­
scheide.nen Ansicht nach einen anderen Maß­
stab: das sind die Ergebnisse der Volks­
zählung des Jahres 1961.  

Präsident: Danke, Herr Bundeskanzler. 
Anfrage 942/M des Herrn Abgeordneten 

Machunze (OV P) an den Herrn Innenminister, 
betreffend Flüchtlingslager : 

Wie viele Flüchtlingslager in Österreich 
stehen noch in der Verwaltung des Blmdes? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Czettel: Zurzeit 
verwaltet der Bund sechs Flüchtlingslager, 
und zwar in Traiskirchen und Reichenau 
für die Neuflüchtlinge sowie in Oberösterreich 
die beiden Fürsorgeheime Thalharn und Bad 
Kreuzen und die zwei Wohnlager in Weg­
scheid und in Linz . 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Minister ! 
Welche Absicht ist hinsichtlich des Lagers 
Traiskirchen gegeben? Ich habe in den Zei­
tungen gelesen, daß Sie beabsichtigen sollen, 
Traiskirchen aufzulösen. Wo beabsichtigen Sie 
dann die Zusammenfassung der Neuflüchtlinge, 
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Machunze 
die jetzt noch immer laufend nach Österreich 
kommen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Czettel : Das 
Untel'l'ichtsministerium hat mich vor einigen 
Monaten ersucht, die Frage zu prüfen, ob man 
Traiskirchen nicht für die Unterbringung einer 
Lehre:rakademie freimachen könnte. Ich habe 
gesagt : Vvenn zwei Voraussetzungen, die ich 
gleich anführen we!'de, geschaffen werden 
können, wäre ich bereit, die Frage ernsthaft 
zu prüfen. Die eine Voraussetzung wäre, daß 
-eine Ersatzunterkunft gefunden wird. Zwei­
tens wäre sicherzustellen, daß die in Trais­
kirchen investierten Mittel refundiert werden. 
Da es bis jetzt nicht möglich war, auch nur 
eine die'3er Voraussetzungen zu gewährleisten, 
ist die Frage der Auflassung des Flüchtlings­
lagers in Traiskirchen nicht aktuell. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Minister ! 
Sind Sie bereit, diese Frage neben einer Reihe 
von anderen Fragen in einer Sitzung des 
Flüchtlingsbeirates einmal eingehend zu dis­
kutieren ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Czettel : Ich 
werde diese Frage ernsthaft prüfen. 

Präsident : Anfrage 938/M des Herrn Ab­
geordneten Dipl . -Ing. Dr. Scheuch (F PÖ) 
an den Herrn Innenminister, betreffend Min­
derheitenermittlungsgesetz : 

Warum wurde bis heute dem Nationalrat 
das Minderheitenermittlungsgesetz noch nicht 
vorgelegt, obwohl seine Erlassung im Blmdes­
gesetz vom 19. März 1959 zur Durchführung 
der die Amtssprache bei Gericht betreffenden 
Bestimmlmgen des Artikels 7 § 3 des Staats­
vertrages ausdrücklich vorgesehen ist ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bunde�ministeT für Inneres Czettel : Nach 
einem Ed{enntnis des Ve�'fassungsgerichtshofes, 
Herr AbgecH."dneter, vom 19. März 1958 ist 
die Frage der Minderheitenfeststellung ein 
Komplex, de ,' de'11 Kompetenztatbestand 
"Bundesve�fassung" (Artikel 10 Abs. 1 Z. 1 
der Bundesverfassung) zuzuordnen und somit 
eine Angelegenheit des Bundeskanzleramtes ist. 
Ich bin also sachlich gar nicht berechtigt, 
konkret zu antworten. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scheueh : Herr 
Bundesminister ! Ihr Amtsvorgänger hat von 
Ihrer Stelle aus bereits zu dieser Frage Stellung 
genommen und hat - soweit ich mich er­
innere - damals mitgeteilt, daß das Minder­
heitenermittlungsgesetz schon in Ausarbeitung 

genommen wurde. Ich möchte Sie daher 
- trotz Ihrer ersten Auskunft - fragen, 
ob Sie bereit sind, diese Arbeit Ihres Amts­
vorgängers ehestens zu finalisieren und mit­
zuhelfen und dafür Sorge zu tragen, daß dieses 
Minderheitenermittlungsgesetz ehestens dem 
Hohen Hause zur Beschlußfassung vorgelegt 
wird. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Czettel : Damit 
kein Mißverständnis herrscht, Herr Abge­
ordneter : Es wurde im Zusammenhang mit 
der Einsetzung eines Ministerkomitees auf 
Grund einer bereits im Parlament eingebrachten 
Vorlage eines Minderheitenverwaltungsamts­
sprachegesetzes, das dann zurückverwiesen 
wurde, eine Arbeit auch dem Innenressort 
zugewiesen. Es war dies die Arbeit, auf Grund 
des Ergebnisses der Volkszählung nun eine 
Statistik zu entwickeln, die die Art der Minder­
heiten und der sprachlichen Qualifikation 
eindeutig feststellt. Diese Unterlagen wurden 
bereits im Sommer des Jahres 1964 dem Bundes­
kanzleramt zur Verfügung gestellt. Es kommt 
nun darauf an, daß die Initiative zur Reakti­
vierung dieses Komitees ergriffen wird. Wenn 
Sie meinen, daß ich mich nun als Vermittler 
beim Bundeskanzleramt engagieren soll, will 
ich Ihnen das gerne zusagen. 

Präsident : Anfrage 943jM des Herrn Ab­
geordneten Stohs (Ö V P) an den Herrn 
Innenminister , betreffend Ereignisse in Fußach : 

Sind Sie, Herr Minister, bereit, über das 
Ergebnis der von Ihnen angeordneten Erhebun­
gen betreffend die Ereignisse in Fußach zu 
berichten ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Czettel : Die 
Erhebungen im Zusammenhang mit den Er­
eignissen in Fußach wurden im Auftrag des 
Landesgerichtes Feldkirch gepflogen. Die Er­
gebnisse dieser Erhebungen befinden sich nun 
bei Gericht. Solange das gerichtliche Ver­
fahren nicht abgeschlossen ist, sehe ich keine 
Möglichkeit, die Ergebnisse der Erhebungen, 
die auch mir zur Verfügung stehen, dem Hohen 
Hause mitzuteilen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Stohs : Herr Minister ! Haben 
die von Ihnen angeordneten Erhebungen nicht 
klar zutage gebracht, daß es in Fußach nicht 
zu einer Fahnenschändung gekommen ist 
und daß die Behauptungen, die verschiedene 
Herren Abgeordnete und auch Regierungs­
mitglieder gemacht haben, voreilig und falsch 
waren und dadurch unserem Land Vorarlberg 
sehr geschadet haben � 

Präsident : Herr Minister. 
318  
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Bundesminister für Inneres Czettel : Ob 
die geäußerten Mitteilungen dem Lande Vor­
arlberg geschadet haben, vermag ich nicht 
objektiv zu beurteilen. Welche Meinung ich 
über die geäußerten Mitteilungen und Auf­
fassungen habe, kann ich hier auch nicht ein­
deutig sagen. Objektiv ergibt sich aber auf 
Grund der Erhebungen für mich grundsätzlich 
der Eindruck, daß tatsächlich Vorgänge 
zutage getreten sind, die wert sind, von den 
zuständigen Gerichten untersucht zu werden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Stohs : Herr Minister ! Wenn 
Sie sagen, daß das Gericht noch weitere Er­
hebungen zu machen beziehungsweise zu 
beurteilen hat, was geschehen ist, so ist aber 
eine Frage sicherlich nicht vom Gericht zu 
entscheiden : das ist die Beh.auptung, die 
gemacht wurde, daß anläßlich der Schiffstaufe 
in Fußach Schuldirektoren beziehungsweise 
Professoren ihren Schülern schulfrei gegeben 
hätten. Haben nicht die Erhebungen klar 
ergeben, daß dies nicht der Fall ist und daß es 
sich hier um eine unverantwortliche Ver­
leumdung pflichtbewußten Professoren und 
Erziehern gegenüber gehandelt hat 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Czettel: Ich 
kann auch hier nicht objektiv antworten. 
Ich bin aber gerne bereit, nach Abschluß des 
gerichtlichen Verfahrens das gesamte Er­
hebungsmaterial, das sicherlich auch Auf­
schluß über diese Frage geben wird, dem 
Parlament zur Verfügung zu stellen. 

Präsident: Die Anfrage 963jM wurde zurück­
gezogen. 

Ich danke, Herr Minister. 
Anfrage 960/M des Herrn Abgeordneten 

Dr. Broesigke (F PÖ) an den Herrn J ustiz­
minister, betreffend Rechtshilfeerlaß für bürger­
liehe Rechtssachen : 

Sind Sie bereit, den Rechtshilfeerlaß für 
bürgerliche Rechtssachen vom 29. Oktober 1951 
zur Ersparung von Geld- und Arbeitsaufwand 
in seinem § 13 derart abzuändern, daß der 
Verkehr österreichischer Gerichte mit den 
österreichischen diplomatischen und konsula· 
rischen Vertretungsbehörden - zumindest im 
europäischen Bereich, jedenfalls dort, wo die 
Agenden von Berufsbeamten wahrgenommen 
werden - grundsätzlich unmittelbar - das 
heißt ohne Vermittlung des Blmdesministerimns 
flir Justiz - zulässig ist ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Die 
bisherige Regelung bezüglich der Weiterleitung 
von Rechtshilfeersuchen von österreichischen 
Gerichten an Vertretungsbehörden Österreichs 
im Ausland durch das Bundesministerium für 
Justiz hat sich durchaus bewährt. Klagen sind 

uns bisher nicht zur Kenntnis gebracht worden, 
auch nicht Klagen wegen Zeit versäumnis oder 
Zeitverlust ! Ein nennenswerter Arbeits- oder 
Geldaufwand tritt durch die Zwischenschaltung 
des Bundesministeriums für Justiz nicht ein, 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr . Broesigke: Herr Bundes­

minister ! Es ergibt sich doch aus der Natur der 
Sache, daß durch die Einschaltung einer wei­
teren Behörde einerseits eine Verlängerung der 
Zeitdauer eintritt und auf der anderen Seite 
der Verwaltungsaufwand steigt, weil sich eine 
zusätzliche Stelle mit der Angelegenheit befas­
sen muß. Nun wäre es ja zweifellos möglich, 
daß die Gerichte mit den diplomatischen Ver­
tretungsbehörden - beides vorgebildete Be­
amte - direkt korrespondieren. Ich stelle 
daher die Zusatzfrage, ob es nicht gerade im 
Zeichen der vielbesprochenen Verwaltungsre­
form zweckmäßig wäre, hier eine Änderung 
dahin gehend herbeizuführen, daß fortan die 
Gerichte und unsere Vertretungsbehörden im 
Ausland direkt miteinander und ohne Ein­
schaltung des Bundesministeriums für Justiz 
korrespondieren können. 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 

Abgeordneter ! An sich ist ein solcher direkter 
Verkehr zwischen Gerichten und österreichi­
schen Vertretungsbehörden im Ausland sicher­
lich durchaus möglich. Die Frage ist, ob dies 
zweckmäßig ist. Ich darf daran erinnern, daß 
ursprünglich auch noch das Bundeskanzler­
amt - Auswärtige Angelegenheiten eingeschal­
tet war. Das ist seit einer Reihe von Jahren nicht 
mehr der Fall. 

Herr Abgeordneter ! Sie haben zutreffend 
erwähnt, daß durch geeignetes vorgebildetes 
Personal solche Anfragen, die auch gewisse 
Formalerfordernisse erfüllen müssen, abgefer­
tigt werden könnten. Dieses vorgebildete 
Personal gibt es in dem wünschenswerten 
Ausmaß bei den Gerichten nicht, hingegen wohl 
im Bundesministerium für Justiz. Nach den 
mir zur Verfügung stehenden Unterlagen han­
delt es sich hiebei um wenige Arbeitsstunden 
eines Beamten an einem durchschnittlichen 
Arbeitstag, die dieser Weiterleitung solcher 
Rechtshilfeersuchen gewidmet werden. Es hat 
sich als durchaus zweckmäßig erwiesen, daß 
wir im Justizministerium helfen, eventuelle 
Formmängel oder Gebrechen dieser Gesuche 
zu beseitigen. 

Ich wiederhole nochmals, daß wir bisher 
keine Klagen gehört haben, daß der Vorgang 
nicht zweckmäßig ist. Wenn Sie, Herr Abge­
ordneter, Einzelfälle kennen, wo man nach­
gehen und feststellen soll, ob es anders besser 
gemacht worden wäre, bitte ich, dies mir mit­
zuteilen. 
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Präsident : Danke, Herr Minister. 

Anfrage 930jM entfällt ; sie wird schriftlich 
beantwortet, weil der Abgeordnete nicht im 
Hause anwesend ist. 

Anfrage 89ljM des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kleiner (SPO) an den Herrn Unterrichts­
minister , betreffend die Besetzung von Ordi­
nariaten : 

Da vom Nationalrat im Dienstpostenplan 
für das Jahr 1965 die Zahl der ordentlichen 
Hochschulprofessoren von 502 auf 539 erhöht 
wurde, frage ich an, wie viele der zusätzlich 
gesohaffenen 37 Ordinariate inzwischen besetzt 
wurden ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl­
Percevic : Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! 
Von den 37 Ordinariaten dienen 15 zur Hebung 
von E:x:traordinariaten, sodaß eine Zahl von 
22 für die Gestaltung neuer Lehrstühle übrig­
bleibt . Diese 22 neuen Lehrstühle sind noch 
nicht besetzt, da die Berufungsverhandlungen 
erst am 2. Jänner einsetzen konnten und das 
Verfahren so ist, daß die Fakultät Ausschüsse 
bestellt, die nun mit den in Betracht kommen­
den Professoren in Verbindung treten, vielfach 
auch bei anderen Universitäten um Gutachten 
über die in Aussicht Genommenen einkommen, 
dann erst, wenn sie sich schlüssig sind, die 
Professorenkollegien der ganzen Fakultät be­
fassen, worauf diese erst an das Unterrichts­
ministerium herantreten, hier wiederum neben 
dem Unterrichtsministerium das Finanzmini­
steriuro, . das Bundeskanzleramt und die Bun­
desregierung eingeschaltet ist, bevor · der Er­
nennungs akt dem Herrn Bundespräsidenten 
vorgelegt werden kann. Vom Jänner bis jetzt 
war noch nicht die Zeit, die bereits laufenden 
Berufungsverhandlungen zu Ende zu führen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kleiner : Herr Bundes­
minister ! Können Sie bei dem geschilderten 
langwierigen Weg für die Berufung von 
Ordinarien gewährleisten, daß wenigstens zum 
Beginn des Studienjahres 1965/66 die Besetzung 
dieser 22 Ordinariate stattfindet � 

Präsident: Herr Minister . 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kleiner : Darf ich Sie, Herr 
Bundesminister , noch fragen, üb entsprechende 
Vorkehrungen getroffen werden, daß die zur 
Berufung gekommenen Ordinarii auch in ihren 
Bekenntnissen zu einem demokratischen Öster­
reich und in ihrer humanistischen Gesinnung 
einwandfrei sind � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffi­
Percevic : Wir werden die in Betracht kommen­
den Möglichkeiten wie bisher beachten, ins­
besondere die zu Berufenden auf den Diensteid 
der österreichischen Hochschulprofessoren auf­
merksam machen, der verbürgt, daß derjenige, 
der den Eid geleistet hat, eben auch tatsäch­
lich zu diesem Bekenntnis verpflichtet ist. 

Präsident : Anfrage 93ljM des Herrn Abge­
ordneten Harwalik (0 V P) an den Herrn 
Unterrichtsminister, betreffend Förderung mo­
derner österreichischer Musik : 

Welche Maßnahmen wurden seitens des 
Bundesministeriums für Unterricht ergriffen, 
um die moderne österreichische Musik zu 
fördern ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Püß­
Perlevic : Herr Abgeordneter ! Das Unter­
richtsministerium fördert die moderne öster­
reichische Musik in vielfältiger Weise . 

Dies geschieht zunächst durch regelmäßige 
Subventionen an die Gesellschaften, die sich 
mit dieser Frage befassen. Das sind insbe­
sondere, aber nicht ausschließlich : der Öster­
reichische Komponistenbund, die Österreichi­
sche Gesellschaft für zeitgenössische Musik, 
die Österreichische Gesellschaft für Musik, 
die Internationale Gesellschaft für neue Musik 
und andere. (Abg . Dr. van Tong el: "die 
Reihe" auch ?) Das Ensemble "die Reihe" 
auch ; jawohl, Herr Abge ordneter, auch "die 
Reihe" ! (Abg . Dr. van Tong el: Damit sie 
wieder ein Klavier demolieren können! -
Heiterkeit bei der F PO.) 

Zweitens geschieht die Förderung dadurch, 
daß die Subventionen an große Musikvereini­
gungen und Orchester roit dem Wunsche -

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl- Auflagen werden in diesem Zusammenhang 
Percevic : Soweit es im Einflußbereich des bei Förderungen grundsätzlich nicht erteilt -
Unterrichtsministeriums selbst liegt, etwa die verknüpft werden, die österreichische Musik 
Professorenkollegien zu bitten, sich sehr zu in besonderer Weise zu pflegen. In gleicher 
beeilen, um dieses Ziel zu erreichen, wird alles Weise wird gegenüber Bundesländertheatern 
geschehen, ebenso hinsichtlich der Arbeiten vorgegangen, etwa gegenüber Graz und Linz , 
des Unterrichtsministeriums selbst ; auch die die sich schon mehrfach in der Aufführung 
Bitten an die anderen damit befaßten Stellen moderner österreichischer Opernwerke hervor­
werden hinausgehen, damit tatsächlich zu getan haben. 
Beginn des Studienjahres 1965/66 die wesent- Drittens wird eine Unterstü.tzung durch die 
lichsten Lehrkanzeln besetzt erscheinen. I Förderung einzelner Komponisten gegeben. 
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Bundesminister Dr. Pifft-Percevic 

durch unmittelbare Zuwendungen beziehungs­
weise durch Erleichterung der Drucklegung 
oder Herausgabe ihrer 'Werke . 

Eine vierte Maßnahme ist die Unterstützung 
der Herausgabe von Schallplatten mit mo­
derner österreichischljr Musik durch die För­
derung dieser Herausgabe, durch die Ab­
nahme größerer Partien für Zwecke der Kul­
turinstituts-Ausstattungen und ähnliches. 

Schließlich fördert das Unterrichtsmini­
sterium die Künstler selbst durch ihre Ent­
sendung an unsere österreichischen Kultur­
institute im Ausland. 

Eine weitere Aktion ist die Herstellung von 
Tonbändern mit neuer österreichischer Musik 
in Zusammenarbeit mit dem Österreichischen 
Musikrat durch die Österreichische Gesell­
schaft für zeitgenössische Musik. Hier ist 
eine Lieferung fertiggestellt, eine zweite in 
Arbeit, eine dritte ist heuer in Vorbereitung. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Harwalik : Ich danke, Herr 
Minister , für diese aufschlußreiche Antwort 
und darf mir in diesem Zusammenhang die 
Frage gestatten : Befinden sich die Probleme 
der Musikakademien, etwa die Frage der 
Verfassung der Musikakademien, die Gra­
duierung ihrer Absolventen und so weiter, 
im Beratungsstadium im Bundesministerium 
für Unterricht � 

Präsident : Herr Minister . 
Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl­

Percevic : Alle Fragen, die mit den Musik­
akademien zusammenhängen, insbesondere die 
Diskussion über ihre Organisation und ihre 
Graduierullgsbefugnisse, werden zurzeit im 
Unterrichtsministerium eingehend studiert. 

Präsident : Anfrage 932jM der Frau Abge­
ordneten Lola Solar (Ö V P) an den Herrn 
Unterrichtsminister, betreffend FördETung von 
Filmen und Fernsehsendungen im J ubiläums­
jahr 1965 : 

Beabsichtigt das . Bundesministerimn für 
Unterricht, die Förderung von Filmen be­
ziehtmgsweise Fernsehsendtmgen durchzufüh­
ren, welche die staatspolitische Bedeutung 
des Jubibumsjahres 1965 (20 Jahre Z'weite 
Republik, 1 0  Jahre Staatsvertrag, 600 Jahre 
Wiener Universität, 1 50 Jahre Technische 
Hochschule Wien) besonders hervorkehren ? 

vorgesehen : ein Film , ,600 Jahre Wiener 
Universität' ( ;  dann ein Dokumentarfilm 
"Österreich", der ins besondere dafür gedacht 
ist, am Tag der Fahne uraufgeführt zu werden ; 
erfolgt ist bereits die Vedllmung des Bühnen­
stückes , ,3 .  November 1918" von Csokor ; 
schließlich ist in Aussicht genommen und 
konkret vorbereitet die Verfilmung der ge­
planten -Burgtheaterinszenierung "König 
Ottokars Glück und Ende" von Grillparzer. 

An Schulfernsehsendungen ist vorgesorgt 
für eine Sendung am 29. April mit dem Titel 
"Österreich 20 Jahre frei" und am 13 .  Mai 
mit dem Titel , , 15 .  Mai 1955" . 

Schließlich darf ich anfügen , daß auch im 
Schulfunk an vier Tagen der Monate April 
und Mai auf die Jubiläumsfeiortage Rücksicht 
genommen ist. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Lola Solar : Ich möchte fragen, 
inwieweit auch die Fernsehsendungen diese 
feierlichen Anlässe berücksichtigen. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl­
Percevic : Das Fernsehen bringt am 29. April 
die Sendung "Österreich 20 Jahre frei" und 
am 13 . Mai die Sendung , , 15.  Mai 1955". 

Präsident : Die Anfrage 962jM wurde zu-
rückgezogen. 

Danke, Herr Minister . 
Die Fragestunde ist be  e 11 cl e t.  

Den eingelangten A n t r a g  157/A der Abge­
ordneten Mayr und Genossen, betreffend 
Novellierung der Bundesl1bgabenordnung, 
w e i s e  ich dem Finanz- und Budgetausschuß 
z u. Wird gegen diese Zuweisung ein Einwand 
crho ben � - Das ist nicht der Fall. 

Die schriftliche B e a n t w or t u ng der An­
frage 210/J der Abgcordnettn Dr. Broesigke 
und Genossen an den Herrn Finanzminister , 
betreffend Erhöhung der Bezüge der öffent­
lichen Bediensteten, wurde den Anfragestellcrn 
ü b e r mitte lt .  Die Anfragebeantwortung 
wurde auch an alle Abgeo:>dneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Zei1linger, um die Verlesung des 
E i nlaufe s. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht 

Schriftführer Zeillinger : Von der Bundes­

Dr. Piffl-
regierung sind folgende V o r l a g e n eingelangt : 

Percevic : Frau Abgeordnete ! Da.s Untel'­
richtsministeriul11 hat das Jubiläumsj ahr 1965 
zum Anlaß genommen, auf beiden Gebieten, 
denen Sie Ihre Aufmerksamkeit zuwenden, 
Vorsorge zu treffen. 

Auf dem Gebiete des Films wurden herge­
stellt oder sind in Herstellung begriffen oder 

Bundesges8tz, mit dem das Glücksspiel­
gesetz neuerlich abgeändert wird (Glücksspiel­
gesetz-Novelle 1965) (678 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz , mit dem Artikel I des Finanz­
ausgleichsgesetzes 1 959, BGBI. NI'. 97, in der 
Fassung des Artikels I der Finanzausgleichs­
novelle 1964, BGBl. NI'. 263/1963, abgeändert 
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Schriftführer Zeillinger 
wird (Finanzausgleichsnovelle 1965) (706 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetz 1962 abge­
ändert wird ( 1 .  Novelle zum LaDÜG. 1962) 
(707 der Beilagen).  

Der Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten legt einen Zwischenbericht über 
den gegenwärtigen Stand der Südtirol-Ver­
handlungen vor. 

Ferner ist vom Bundesministerium für 
Justiz ein Bericht an den Nationalrat nach § 15 
der Geschäftsordnung des Nationalrates, BGBL 
Nr. 178/1961 ,  betreffend die Reform des östeT­
reichischen Presserechtes, eingelangt. 

Es werden zugewies e n :  

678, 706 und 707 dem Finanz- und Budget­
ausschuß ; 

der Bericht des Bundesministers für A uswär­
tige Angelegenheiten dem Außenpolitischen A us­

schuß; 

der Bericht des Bundesministers für Justiz 
dem Justizausschuß. 

Präsident : Gemäß § 43 Abs. 5 Geschäfts­
ol'dnungsgesetz schlage ich vor, hinsichtlich 
der Tagesordnungspunkte 3 bis einschließlich 

7 so"wie 9 bis einschließlich 15  von der 24stün­
digen Auflagdrist der Ausschußberichte Ab­
stand zu nehmen. 

Die Punkte 3 bis einschließlich 5 und 9 bis 
einschließlich 14 haben alle jene Vorlagen zum 
Gegenstand, die mit der Milchpreiserhöhung 
im Zusammenhang stehen. 

Punkt 6 beinhaltet die 12.  Gehaltsgesetz­
Novelle, 

Punkt 7 die neuerliche Abänderung des 
Bundesgesetzes, womit Ergänzungszulagen an 
Empfänger von Ruhe (Versorgungs)bezügcn dc's 
Bundes gewährt werden und die Ruhegclluß­
bemessungsgrundlage abgeändert wird, und 

Punkt 15 eine Abänderung des Hausgehilfen­
und Hausangestdltengesetzes. 

Falls mein VoC"schlag nicht angenommen 
würde, könnten diese Punkte heute nicht zur 
Beratung gelangen. 

Ich bitte daher j',me Damen und Herren, die 
mejnem Vorschlag - von der 24stündigen 
Auf lagefrist der Ausschußberichte Abstand zu 
nehmen - ihre Zustimmung erteilen, sich VOll 

den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die Ein­
stimmigkeit fest . 

Es ist mir ferner der Vorschlag zugekommen, 
über folgende Punkte der heutigen Tages­
ordnung jt:weils die Debatte unter einem abzu­
führen : 

1 .  über die Punkte 1 und 2. Es sind dies das 
2. und 3. Buc;getüberschreitungsgesetz ; 

2. über die Punkte 3, 4, 5  und 9 bis 14. Es 
sind dies : 

4. Budgetüberschreit.ungsgcsetz , 
Gebührengesetz-Novt:lle H165, 
Bundesgesetz , mit dem das Familienlasten­

ausgleichsgesetz neuerlich geändert wird, 
15 .  Novelle zum Allgemeinen Sozialversi­

cherungsgesetz , 
12 .  Novelle zum Ge"werblichen Selbständigen­

Pensionsversicherungsgesetz , 
Abänderung des Kriegsopferversorgungs­

gesetzes 1 957 und des Opferfürsorgegesetzes, , 
Änderung des Heeresversorgungsgesetzes, 

neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, 
mit dem Beziehern von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung eine Teuerungs. 
zulage gewährt wird, und 

Bundesgesetz zur Valorisierung der Klein­
renten. 

Dies bedeutet gleichzeitig die Vorziehung der 
Punkte 9 bis 14. 

Falls dieser V oTschlag angenommen wird, 
werden jedesmal zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die jeweils zusammengezogenen Punkte 
gemeinsam abgeführt. Die Abstimmung er­
folgt selbstverständlich, wie immer in solchen 
Fällen , getrennt . Wird gegen diese zwei vorge­
schlagenen Zusammenziehungen ein Einwand 
erhoben ? - Das ist nicht der Fall. Die Debatte 
wird daher in beiden Fällen jeweils gemeir..sam 
abgeführt . 

1. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (664 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem überschrei­
tungen des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1965, BGBL Nr. 1, genehmigt werden (2. Budget­
überschreitungsgesetz ) (686 der Beilagen) 

2. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (665 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Genehmigung 
einer Jahreskreditüberschreitung bei Kapitel 23 
Titel 2 § 4 im Bundesfinanzgesetz 1965 (3. Bud­
getüberschreitungsgesetz) (687 der Beilagen) 

Präsident : 'Vir gehen somit in die T a g  e s­

o r cl n u  11 g ein und gd�ngen zu elen Punkten 1 
und 2, über die soeben beschlossen wurde, die 
Debatte unter einem abzuführen . Es sind dies 
das 2. und das 3. Budgetüberschl'eitungRgesetz . 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Machunze. Ich ersuche ihn 
um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Machunze : Hohes Haus ! 
Für die Durchführung der Feiern zur 20. Wie­
derl,ehr des Tages der Bffreiung Österreichs 
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Machunze 

und zur 10. Wiederkehr des Tages der Unter­
zeichnung des Österreichischen Staatsvertrages 
beantragt die Bundesregierung, die Überschrei­
tung folgender Ausgabenansätze im Bundes­
finanzgesetz 1965 zu genehmigen : 

Überschreitungen sollen bei den Kapiteln 
7, 12, 13, 21 in der Gesamtsumme von 
7 ,582.000 S erfolgen, ferner in den Kapiteln 
16,  28 Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Münzausprägung in der Höhe von 6,418 .000 S, 
insgesamt also Überschreitungen in der Höhe 
von 1 4  Millionen Schilling. 

Zur Bedeckung dieser Überschreitungen sind 
Mehreinnahmen bei den Kapiteln 16  und 28 
in der Gesamthöhe von 14  Millionen Schilling 
veranschlagt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß- hat die 
Vorlage 664 der Beilagen in seiner Sitzung vom 
3 1 .  März behandelt, und ich stelle namens des 
Finanz- und Budgetausschusses den Antr ag, 
der Nationalrat wolle der Regierungsvorlage 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Das 3. Budgetüberschreitungsgesetz sieht 
für den Ankauf von Flugzeugersatzteilen eine 
Überschreitung des Ausgabenansatzes der or­
dentlichen Gebarung des Bundesfinanzgesetzes 
für das Jahr 1965 bei Kapitel 23 Titel 2 § 4 
von 1 Million Schilling vor. Die Bedeckung 
dieser Überschreitung soll bei Kapitel 23, 
Landesverteidigung, Titel 2 § 2 sichergestellt 
werden. In der Gesamtsumme ändert sich 
damit bei dem Kapitel Landesverteidigung in 
den budget mäßigen Ansätzen nichts. 

Auch diese Vorlage behandelte der Finanz­
und Budgetausschuß in seiner Sitzung vom 
3 1 .  März, und ich stelle daher namens des 
Ausschusses den A n t r ag, auch dieser Vorlage 
die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 
Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident : Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezial debatte unter einem 
durchzuführen. Ein Einwand hiegegen wird 
nicht erhoben. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPÖ) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Die Not­
wendigkeit, in Fällen wie dem vorliegenden 
p,in eigenes Budgetüberschreitungsgesetz zu 
beschließen, ergibt sich aus der Tatsache, daß 
es den Regierungsparteien bis zum heutigen 
Tage nicht gelungen ist, eine Einigung über 
das dringend erforderliche . Haushaltsrecht 
zustande zu bringen. 

Wir können zu Budgetüberschreitungen eines 
sagen : Es gibt Fälle, die zur Zeit der Beschluß­
fassung über den Haushaltsplan für das 
betreffende Jahr noch nicht vorhersehbar 
waren und außerdem so dringlich sind, daß 
im Laufe des Jahres eine Beschlußfassung 
über eine Budgetüberschreitung erfolgen muß, 
weil nicht bis zum neuen Haushaltsplan zuge­
wartet werden kann. 

Keine dieser beiden Eigenschaften trifft auf 
das 2. und auf das 3. Budgetüberschreitungs­
gesetz zu. Es war sicherlich schon zur Zeit 
der Beschlußfassung über das Budget 1965 
bekamlt, daß sich im Jahre 1965 zum zwan­
zigstenmal der Tag der Errichtung der Zweiten 
österreichischen Republik jähren würde. Es 
war bekannt, daß in diesem Jahr der Tag, 
an dem der Staatsvertrag abgeschlossen wurde, 
und das Jahr, in dem die Befreiung Österreichs 
von den Besatzungsmächten erfolgte, zum 
zehntenmal wiederkehren würde. Man kann 
also beim besten Willen nicht behaupten, daß 
nicht schon im Haushaltsplan für 1965 für 
die betreffenden Ausgaben hätte Vorsorge 
getroffen werden können. Man muß vielmehr 
sagen, daß bei der Beschlußfassung über diesen 
Haushaltsplan einfach darauf vergessen wurde. 

Genauso muß festgestellt werden, daß auch 
die Punkte, die im 3. Budgetüberschreitungs­
gesetz zur Debatte stehen, durchaus vorher- . 
sehbar waren, als die Beschlußfassung in diesem 
Hohen Hause erfolgte. 

Es besteht daher für uns Freiheitliche nicht 
der mindeste Anlaß, diesen heiden Gesetzen, 
die Versäumnisse bei der Beschlußfassung 
über den Bundeshaushalt 1965 wiedergut­
machen sollen, zuzustimmen. Wir werden 
daher beide Gesetze ablehnen. (Beifall bei 
der F P(J.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung, die 
ich über jeden der beiden Gesetzentwürfe 
getrennt vornehmen werde. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m­
m u n g  werden die beiden Regierungsvorlagen 
in zweit er und dri t t er Lesung mit Mehr­
heit zum Besch lu ß erhoben. 

3. Punld : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (676 
der Beilagen) :  Bundesgesetz, mit dem Über­
schreitungen des Bundesfinanzgesetzes 1965 
zur Bedeckung der Ausgaben aus der Bezugs­
regelung und Milchpreiserhöhung sowie der 
damit in Zusammenhang stehenden Ausgaben 
genehmigt werden (4. Budgetüberschreitungs-

gesetz) (694 der Beilagen) 
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4. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus- ' beschlossen wurde, 
schusses über die Regierungsvorlage (675 der abzuführen. 

die Debatte unter einem 

Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Gebüh- Es sind dies : 
rengesetz 1957 abgeändert wird (Gebührenge-

setz-Novelle 1965) (695 der Beilagen) 

5. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (674 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Fami­
lienlastenausgleichsgesetz neuerlich geändert 

wird (696 der Beilagen) 

9. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (15S/A) der 
Abgeorflneten Rosa Weber, Reich und Genos­
sen, betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz abgeän­
dert wird (15. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz) (699 der Beilagen) 

10. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (159/A) der 
Abgeordneten Kostroun, Dr. Hauser und Ge­
nossen, betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsversi­
cherungsgesetz abgeändert wird (12. Novelle 
zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-

sicherungsgesetz) (700 der Beilagen) 

11. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (160/A) der 
Abgeordneten Libal, Josef Steiner ( Salzburg) 
und Genossen, betreffend eine Abänderung des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 und des 

Opferfürsorgegesetzes (701 der Beilagen) 

12. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (161/A) der 
Abgeordneten Libal, Glaser und Genossen, 
betreffend eine Änderung des Heeresversor-

gungsgesetzes (702 der Beilagen) 

13. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (162/A) der 
Abgeordneten Flöttl, Dr. Hauser und Genossen, 
betreffend die neuerliche Abänderung des Bun­
desgesetzes, mit dem Beziehern von Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung eine Teue­
rungszulage gewährt wird (703 der Beilagen) 

4. Budgetüberschreitungsgesetz,  
Gebührengesetz-Novelle 1965, 

neuerliche Änderung des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes ; 

15.  Novelle zum ASVG. ,  
12.  Novelle zum GSPVG" 
Abänderung des Kriegsopferversorgungsge­

setz es 1957 und des Opferfürsorgegesetzes, 
Änderung des Heeresversorgungsgesetzes, 
neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, 

mit dem Beziehern von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung eine Teuerungszulage 
gewährt wird, und 

Bundesgesetz zur Valorisierung der Klein­
renten. 

Berichterstatter zu den Punkten 3 und 4 
ist der Herr Abgeordnete Machunze. Ich 
ersuche ihn um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Machunze: Hohes Haus ! 
Zur Durchführung der von der Bundesregie­
rung beschlossenen Regelung der Bezüge der 
öffentlich Bediensteten und zur Regelung des 
Milchpreises sind legislative und sonstige 
Maßnahmen erforderlich. Soweit es sich um 
die legislativen Maßnahmen materiell-recht­
licher Natur handelt, werden die entsprechen­
den Gesetzentwürfe von den zuständigen 
Ressorts verfaßt und als Regierungsvorlagen 
dem Nationalrat zugeleitet. Die durch diese 
Maßnahmen im Bundesfinanzgesetz 1965 ein­
getretenen J ahreskreditü berschreitungen müs­
sen aber in Form eines Bundesgesetzes vom 
Nationalrat genehmigt werden. Die von der 
Bundesregierung dem Haus zugeleitete Re­
gierungsvorlage 676 der Beilagen trägt diesen 
rechtlichen Bestimmungen Rechnung. 

Bei der Behandlung des 4. Budgetüber­
schreitungsgesetzes im Finanz- und Budget­
ausschuß wurden verschiedene Änderungen 
vorgenommen. Am Beginn muß es im § 1 jetzt 
heißen : "Aus Anlaß der ab 1. Juni 1965 in 
Kraft tretenden Neuregelung der Bezüge der 
öffentlich Bediensteten . . .  " 

Außer den Überschreitungen in den Ka­
piteln 15 und 18 sollen in verschiedenen Bud-

. .. . getkapiteln überschreitungen der Personalauf-
14. Punkt : B�?-cht des Ausschusses fur SOZIale wandsansätze genehmigt werden. Auch hier 
Verwaltung uber den Antrag (163/A) der 

I 
erwiesen sich einige Abänderungen gegenüber 

Abgeordneten Grete Re�or, Anna Czerny und der Regierungsvorlage als erforderlich, und 
Geno��n, betreffend

. 
elD Bundesgesetz �ur ' zwar wurde der Betrag für Mehrausgaben 

Valonslerung der KlelDrenten (704 der Beila- bei den Ansätzen für Aktivitätsbezüge und 
gen) Pensionsaufwand von 921 Millionen Schilling 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zu den auf 929 Millionen Schilling abgeändert , der der 
Punkten 3, 4 und 5 sowie 9 bis einschließlich 14 Mehrausgaben insgesamt von 1 . 1 1 2,962.000 S 
der heutigen Tagesordnung, über die ebenfalls auf 1 . 120,962 .000 S. 
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Im § 2 ist die Bedeckung dieser Überschrei­
tungen sichergestellt, und zwar sollen in den 
Kapiteln 4, 5, 15,  18  und 21 Einsparungen 
beziehungsweise Rückstellungen erfolgen. In 
diesen Paragraphen sind auch Mehreinnahmen 
bei den Kapiteln 6, 15,  17,  18, 25 und 27 bis 29 
vorgesehen. Auch bei den Mehreinnahmen 
erfolgte im Finanz- und Budgetausschuß in 
§ 2 eine Abänderung in der Form, daß die 
Mehreinnahmen aus der Gewinnabfuhr der 
Oesterreichischen Nationalbank nicht 55 Mil­
lionen, sondern 63 Millionen Schilling betragen 
werden, sodaß sich eine Summe der Mehr­
einnahmen nicht von 323 Millionen Schilling, 
sondern von 331 Millionen Schilling ergibt. 
Die Gesamtbedeckung beträgt demnach 
1 121  Millionen Schilling gegenüber 1 1 13 Mil­
lionen Schilling in der Regierungsvorlage. 

Schließlich wurde gegenüber der Regierungs­
vorlage auch die Vollzugsklausel im § 4 dem 
Bundesfinanzgesetz 1965 angepaßt. 

Die Regierungsvorlage 675 der Beilagen 
sieht eine Abänderung des G e  b ü h r e n  g e -
s e t z e s  1957 vor, wonach die festen Gebühren­
sätze erhöht werden sollen. Die Erhöhungen 
bewegen sich zwischen von 30 Groschen auf 
50 Groschen und von 3200 S auf 4800 S bei 
den höchsten Ansätzen. Die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes werden auf jene Tat­
bestände Anwendung finden, für die die Ge­
bührenschuld nach dem 30. April 1965 eintritt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat beide 
Regierungsvorlagen in seiner Sitzung vom 
6. April 1965 behandelt. Ich stelle daher den 
A n t r ag, das Hohe Haus wolle den beiden 
Regierungsvorlagen (676 und 675 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident : Berichterstatter zum Punkt 5 
ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Fink. Ich 
ersuche ihn um seinen Bericht. 

Berichterstat.ter Dipl. -Ing. Fink : Hohes 
Haus ! Herr Präsident ! Die zu erwartende 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten infolge 
der mit 1 .  Mai 1965 wirksam werdenden 
Erhöhung der Konsumentenpreise für Milch 
und Milcherzeugnisse soll den Familien mit 
Kindern durch Erhöhung der Ergänzungs­
beträge zur Kinderbeihilfe und der Familien­
beihilfen um je 5 S für jedes Kind abgegolten 
werden. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht 
daher eine dementsprechende Erhöhung der 
genannten Beihilfen ab 1. Mai 1965 vor. 

Im Ausschuß wurde auch die Frage gestellt, 
auf welcher Basis diese Abgeltung errechnet 
wurde. Bekanntlich wird auch in Österreich 
nach einem durchschnittlichen Warenverbrauch 
der Inhalt des sogenannten Einkaufskörbls in 
einem Arbeiterhaushalt berechnet. Demnach 
werden monatlich im Durchschnitt je Person 

12,5 I Milch, 27,5 dkg Butter und 17 ,5 dkg 
Käse verschiedener Sorten verbraucht. Da nun 
die Konsumentenpreise für Milch um 20 Gro­
schen je Liter und auch für Milchprodukte 
entsprechend hinaufgesetzt werden, macht die 
Abgeltung - unter Zugrundelegung dieser 
Verbrauchs mengen - bei Milch 2,50 S, bei 
Butter 0,88 S und bei Käse 0,70 S, insgesamt 
also 4,08 S aus. 

Dazu ist noch zu sagen, daß diese monat· 
lichen Ausgaben jährlich 12mal anfallen, die 
verbesserten Beihilfen für Kinder aber jähr­
lich 14mal gegeben werden. 

Auf Antrag der Abgeordneten Dr. Hauser 
und Uhlir hat der Finanz- und Budgetaus­
schuß eine Ergänzung zu dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf beschlos­
sen ; diese regelt den Anspruch ausländischer 
Arbeitnehmer auf Kinderbeihilfe für den Fall, 
daß sie bei einem Dienstgeber im Bundes­
gebiet auf Grund einer Arbeitserlaubnis länger 
als drei Monate unselbständig erwerbstätig 
sind. 

Nach einer Debatte, an der sich auch außer 
dem Berichterstatter die Herren Abgeordneten 
Dr. Hauser und Dr. Broesigke beteiligten, 
wurde der Gesetzentwurf in der-dem Ausschuß­
bericht beigedruckten Fassung einstimmig 
angenommen. 

Ich bitte das Hohe Haus, es möge dem 
Antrag des Ausschusses zustimmen und, falls 
eine Aussprache stattfindet , General- und 
Spezialdebatte unter einem erledigen. 

Präsident: Berichterstatter zu den Punkten 9 
und 10 ist der Herr Abgeordnete Preußler. 
Ich bitte ihn um seine beiden Berichte. -
Wo ist der Abgeordnete Preußler ? (Abg . 
G lase r .'  Er ist noch so aufgeregt von vorher ! -
Abg. Preu ßle r :  Ich sage dir jetzt gar nicht, 
wer mich aufregen könnte ! Du nicht!  - Der 
Prä s i de n t  gibt das Glockenzeichen .) Ich bitte, 
sich abzureagieren ! 

Berichterstatter Preußler : Hohes Haus ! Ich 
habe Ihnen über die 15. Novelle zum All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz zu berich­
ten . Ich erwähne nur, was wir alle schon wissen, 
daß nämlich in kürzester Zeit das große Gesetz , 
das die dynamische Pension enthält, kommen 
wird. 

Es war zwischendurch aus zeitlichen Gründen 
notwendig, noch eine 15. Novelle zum All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz einzu­
schieben, weil anläßlich der Verhandlungen 
über die Pensionsdynamik auch vereinbart 
wurde, für die ab 1. Mai 1965 in Kraft tretenden 
Erhöhungen der Milchpreise und der Preise 
für Molkereiproclukte für die Bezieher von 
Ausgleichszulagen eine Abgeltung in der Weise 
durchzuführen, daß ihnen ab 1. Mai 1965 
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Preußler 

monatlich 5 S mehr gegeben werden. Auch 
der mit der 14. Novelle neu festgesetzte Richtsatz 
ab 1 .  Juli 1965 wird um diese 5 S erhöht. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat in 
seiner Sitzung am 6. April 1965 den Gesetz­
entwurf in Anwesenheit des Herrn Bundes­
ministers für soziale Verwaltung in Verhandlung 
genommen. Bei der Abstimmung wurde der 
Gesetzentwurf in der dem Bericht angeschlos­
senen Fassung einstimmig angenommen. 

Ich möchte nun namens des Ausschusses für 
soziale Verwaltung den A n  t r ag stellen, der 
Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Sollte eine Wortmeldung vorliegen, dann 
bitte ich namens des Ausschusses für soziale 
Verwaltung, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. 

Präsident : Der Berichterstatter zu den 
Punkten 1 1  und 12 ist der Herr Abgrord­
nete Libal. Ich ersuche ihn um seine beiden 
Berichte. 

Berichterstatter Libal : Herr Präsident ! 

eingeräumt, binnen einem Jahr nach Inkraft­
treten der Verordnung einen diesbezüglichen 
Antrag einzubringen, der in einem solchen 
�all eine Rückwirkung auf den Zeitpunkt der 
Anderung der Richtsätze hat. Eine Herab­
setzung oder Einstellung der Beschädigten­
renten wegen der geänderten Richtsätze ist 
ausgeschlossen. 

,Nach einer Debatte, in der außer dem Be­
richterstatter die Abgeordneten Kindl und 
Hoffmann das Wort ergriffen, wurde der 
Gesetzentwurf mit den dem Bericht ange­
schlossenen Abänderungen einstimmig ange­
nommen. 

Namens des Ausschusses für soziale Verwal­
tung stelle ich somit den A n t r ag , der National­
rat wolle dem dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. Falls Wort­
meldungen vorliegen, bitte ich, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Der Initiativantrag 161jA hat die Änderung 
des Heeresversorgungsgesetzes zum Gegen­
stand und dient ebenfalls der Abgeltung der 
durch die Erhöhung der Preise für Milch 
und Molkereiprodukte eingetretenen Erhöhung 
der Lebenshaltungskosten. 

Hohes Haus ! Der Initiativantrag 160jA hat 
die Abänderung des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes 1957 und des Opferfürsorgegesetzes 
zum Gegenstand. Es soll damit, wie es in der . 

Der A�s�c�uß für soziale Verwaltung hat 

B " d  h 'ßt d' 't W' k 1 M . dIesen ImtIatIvantrag ebenfalls in seiner Sit-
egrun ung BI , Ie ml n' ung vom . al l , . 

1965 eintretende Erhöhung der Konsumenten- i zung vom 6. Apnl m Anwesenheit des Herrn 

preise für Milch und Molkereiprodukte ab- Bundesmini�ter� für soziale Verwaltung Proksch 

gegolten werden. Um den Anspruchsberech- �e�ate�b .. �ebBI wurden vom Ausschuß eben­

tigten nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz d
a s 

h d' 
an 1��?�n vorgenomme

d
n :  Es

. 
soll 

und dem Opferfürsorgegesetz die ihren Lebens- urc lese an erungen analog em Knegs­

unterhalt aus den Renten na�h diesen Bundes- opferversorgungsgesetz eine Richtsatzänderung 

gesetzen bestreiten müssen, einen Ausgleich für emgebaut werden. 

die Erhöhung der Preise der genannten Grund- Eine weitere Ergänzung ist in Artikel II 
nahrungsmittel zu verschaffen, werden in der Abs. 3 der Novelle vom 16 .  Dezember 1964 
Kriegsopferversorgung die an die Stelle der de�halb notwendig geworden, weil die be­
früheren Ernährungszulagen getretenen er- zeIChnete Novelle ursprünglich am 1 .  Jänner 
höhten Versorgungsleistungen um 5 S für jeden 1965 in Kraft treten sollte, der Wirksamkeits­
Rentenempfänger und in der Opferfürsorge beginn jedoch später auf den 1 .  Juni 1965 
die Sätze der Unterhaltsrenten ebenfalls um verlegt wurde, wodurch für die Einkommen , 
5 'S erhöht. die in der Zeit vom 1 .  Jänner 1965 bis 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 3 1 . Mai 1965 angefallen sind, kein Ergänzungs­

den Initiativantrag in seiner Sitzung am betrag vorgesehen ist . Zur Schließung dieser 

6 .  April 1965 in Anwesenheit des Herrn Bundes- Lücke ist die Einfügung im Artikel II Abs . 3 

ministers für soziale Verwaltung Proksch des Bundesgesetzes BGBL Nr. 306/ 1964 not-

beraten und hiebei einige Abänderungen in wendig. 

den Gesetzentwurf hineingenommen. Deshalb beschloß der Ausschuß,  die dies-

Auf Antrag der Interessenvertretung der bezügliche Ergänzung des Gesetzentwurfes 

Kriegsopfer hat der Invalidenfürsorgebeirat vorzunehmen. 

eine Änderung der Richtsätze empfohlen. Nach einer Wortmeldung des Abgeordneten 
Die diesbezügliche Verordnung des Bundes- Hoffmann wurde der Gesetzentwmf in der 
ministers für soziale Verwaltung wird dem- geänderten Fassung einst,immig zur Kenntnis 
nächst erlassen werden. Im Interesse der genommen. 
Verwaltungsvereinfachung wird den Betrof- Namens des Ausschusses für soziale Ver­
fenen, die eine Erhöhung auf Grund der ge- waltung stelle ich hier ebenfalls den Antr a g, 
änderten Richtsätze erlangen, die Möglichkeit das Hohe Haus möge auch diesem Gesetz-
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Libal 

entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung änderungen am Gesetzentwurf vorgenommen. 
erteilen und , falls Wortmeldungen vorliegen,  Zu diesen Abänderungen ist folgendes zu 
ebenfalls General- und Spezialdebatte unter bemerken : 
einem durchführen. 

Präsident : Ich erteile nochmals dem Herrn 
Abgeordneten Preußler das Wort; Es wurde 
der Bericht zum Punkt 10, 12. Novelle zum 
GSPVG. ,  übersehen. 

Berichterstatter Preußler : Hohes Haus ! Ich 
kann mich sehr kurz halten. Bei der 12. No­
velle zum GSPVG. ist es so wie bei der 15.  No­
velle zum ASVG. : es soll bei der Ausgleichs­
zulage die Erhöhung um 5 S eingebaut werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
am 6. April 1965 auch diesen Initiativantrag 
in Behandlung genommen und ihn ebenfalls 
einstimmig angenommen. 

Ich stelle namens des Ausschusses für sozialo 
Verwaltung den A ntr ag, der Nationalrat 
wolle dem dem Ausschußbericht angeschlos­
senen Gesetzentwurf die veTfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich auch bei diesem Punkt, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident : Berichterstatter zu Punkt 13 ist 
der Herr Abgeordnete Hoffmann. Ich ersuche 
ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Hoffmann : Hohes Haus ! 
Die Abgeordneten Flöttl, Dr. Hauser und 
Genossen haben einen Initiativantrag, betref­
fend die neuerliche Abänderung des Bundes­
gesetzes, mit dem Beziehern von Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung eine Teue­
rungszulage gewährt wird, eingebracht. 

Die erwähnten Abgeordneten haben in 
der Begründung ihres Antrages darauf hin­
gewiesen, daß . mit der Teuerungszulage, die 
den Beziehern von Leistungen aus der Arbeits­
losenversicherung durch das Bundesgesetz vom 
23. Oktober 1963, BGBL NI'. 257 , gewährt 
wird, die eingetretene Erhöhung der Preise 
für gewisse Grundnahrungsmittel und die 
damit verbundene Steigerung der Lebens­
haltungskosten den Beziehern von Arbeits­
losengeld beziehungsweise von Notstandshilfe 
abgegolten wurde . Durch die beschlossene 
Erhöhung des ' Preises für Mi.lch und sonstige 
Milchprodukte tritt nunmehr eine neuerliche 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten ein, die 
den unselbständig Erwerbstätigen mit einem 
Betrag von 5 S pro Person abgegolten werden 
soll. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Initiativantrag in seiner Sitzung am 
6. April 1965 in Anwesenheit des Bundes­
ministers für soziale Verwaltung Proksch 
beraten. Hiebei wurden vom Ausschuß Ab-

Zu Z. 2 :  Der Ausschuß hat eine neue Z. 2 
eingefügt, derzufolge Arbeitslose, deren Ar­
beitslosengeld auf Grund ihres nach dem 
1 .  Juli 1967 erzielten Arbeitsverdienstes nach 
den Lohnklassen IV bis XXVII zu bemessen 
ist, keinen Anspruch auf Teuerungszulage 
haben, weil diesen Arbeitslosen die Teuerungs­
zulage im Zuge der Erhöhung des Arbeits­
verdienstes und der damit verbundenen Vor­
rückung in eine höhere Lohnklasse abgegolten 
wird. 

Zn Z. 3 :  Die Einfügung der neuen Z. 2 
bedingt die Umnumerierung der bisherigen 
Abs. 3 und 4. 

Nach einer Debatte, in der außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Sekanina, 
Dr . Hauser und Franz Pichler das Wort 
ergriffen, wurde der Gesetzentwurf in der dem 
Bericht angeschlossenen Fassung einstimmig 
angenommen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit durch mich den Antr ag, der Nationalrat 
wolle dem dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
ersuche ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident : Berichterstatter zu Punkt 14 
ist ' die Frau Abgeordnete Grete Rehor. Ich 
ersuche sie um ihren Bericht. 

Berichterstatterin Grete Rehor : Hohes Haus r 
Verehrte Damen und Herren ! Der Antrag 
163/A sieht eine neuerliche Abänderung des 
Kleinrentnergesetzes vor. In jeder Stufe soll 
die Kleinrente um 5 S pro Monat erhöht 
werden. Diese Erhöhung bedeutet eine Ab­
geltung der Preiserhöhung für Milch und 
Milchprodukte ab 1 .  Mai 1965, wie das auch in 
den anderen Anträgen der Fall ist . 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Gesetzentwurf in seiner Sitzung vom 6. April 
1965 in Anwesenheit des Herrn Bundesministers 
für soziale Verwaltung behandelt und hat 
ihm einstimmig die Zustimmung gegeben. 

Namens des Ausschusses für soziale Ver­
waltung erlaube ich mir den Antrag  zu 
stellen, der Nationalrat wolle dem dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident : Die Berichterstatter beantragen, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
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Präsident 

durchzuführen. - Ein Einwand hiegegen wird 
nicht erhoben. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr . Broesigke (FPÖ) : Hohes 
Haus ! Ich spreche nur zu den Punkten 3 und 4 
der Tagesordnung, um den ablehnenden Stand­
punkt der freiheitlichen Fraktion zu begründen. 

Über Budgetüberschreitungen habe ich 
schon zu den Punkten 1 und 2 der Tagesord­
nung das Grundsätzliche gesagt. Dieses gilt 
auch für das 4. Budgetüberschreitungsgesetz. 
Auch hier muß man sagen, daß das Problem der 
berechtigten Forderungen der Beamtenschaft 
nach einer Bezugserhöhung und das Problem 
des Milchpreises bereits in dem Zeitpunkt be­
kannt waren, in dem der Bundeshaushalt für 
1965 beschlossen wurde. 

Zum 4. Budgetüberschreitungsgesetz ist im 
einzelnen folgendes zu sagen : 

§ 1 bringt eine Aufzählung jener Budget­
maßnahmen, die erforderlich sind, um die Aus­
gaben, welche für die Erhöhungen notwendig 
werden, budgetmäßig zu verankern. 

§ 2 enthält in lit. a das, was eine Zeitung mit 
Recht als das Strip-tease des Budgets 1965 
bezeichnet hat. Es werden da nämlich alle 
Reserven, die sorgfältig in diesem Bundeshaus­
halt 1965 eingebaut waren, herausgenommen 
und zur Bedeckung der erforderlichen Maß­
nahmen herangezogen. Das ist eine ganze 
Reihe von Budgetposten ; sie sind in lit. a 
aufgezählt, wie ich schon gesagt habe. 

Da dies nicht zureicht, hat das Finanz­
ministerium auch nach Mehreinnahmen Aus­
schau gehalten, und es kommt daher zu der 
Ausschöpfung der Reserven noch eine Steuer­
erhöhung, nämlich eine Erhöhung der Tabak­
steuer und eine Erhöhung der in Stempel­
marken zu entrichtenden festen Gebühren. 

Wir sind der Meinung, daß bei etwas genaue­
rer Durchsicht des Haushaltes für 1965 ohne 
Schwierigkeit weitere Reserven zum Vorschein 
gekommen wären, welche die Erhöhung dieser 
beiden Steuern entbehrlich gemacht hätten. 
Wenn man aber annehmen will - das ist die 
andere Alternative -, daß solche weitere 
Reserven nicht mehr vorhanden sind, dann 
kann man schon heute sagen, �aß sich das 
Konzept des " währungspolitisch neutralen" 
Budgets als eine Illusion entpuppt hat. Die 
Ergebnisse der Steuereingänge im ersten 
Vierteljahr 1965 haben nämlich bereits gezeigt, 
daß die Einnahmen bei der Beschlußfassung 
über das Budget maßlos überschätzt worden 
sind. Daher müßte der Finanzminister auf 
jene im Budget eingebauten Reserven zurück-

greifen können, die nunmehr für andere 
Zwecke herangezogen werden. 

Es gibt also zwei Deutungsversuche, zwei 
Prognosen. Die eine geht davon aus, daß es 
solche Reserven noch gibt ; dann müssen wir 
fragen, warum eine Steuererhöhung vorge­
nommen wird. Und die andere nimmt an, daß 
das, was uns das Finanz ministerium sagt, näm­
lich daß keine Reserven mehr vorhanden sind, 
richtig ist. Dann erhebt sich die Frage : Wo 
soll in Anbetracht der Fehlschätzung bei den 
Einnahmen die Bedeckung für den Bundes­
haushalt 1965 liegen � Man kann dann also 
unschwer sagen, daß sich die Bedenken, 
welche wir anläßlich der Beschlußfassung über 
das Budget 1965 angemeldet haben, voll be­
wahrheitet haben. 

Die Behauptung, daß die Steuereingänge die 
Erwartungen nicht rechtfertigen, kann man 
ja  an der Umsatzsteuerentwicklung absehen. 
Die Umsatzsteuerentwicklung ist eine ganz 
andere, als sie sein müßte, wenn die Beträge 
erreicht werden sollten, die im Haushaltsplan 
als Schätzungen eingesetzt sind. 

Und nun zu der Steuererhöhung, insbesondere 
zu der Erhöhung der festen Gebühren nach 
dem Gebührengesetz 1957. Ich darf dazu 
sagen, daß das Gebührengesetz wohl das ver­
altetste Gesetz ist, das es im österreichischen 
Abgabenrecht gibt. In der Bundesrepublik 
gibt es etwas Vergleichbare:;! längst nicht mehr, 
obwohl es auch dort seinerzeit eine Urkunden­
steuer gegeben hat, die aber während des 
Krieges abgeschafft und nicht wieder einge­
führt wurde. Und nun wird bei diesem an 
sich rückständigen Gesetz, bei dieser an sich 
rückständigen Abgabe, statt sie langsam abzu­
bauen, ständig eine Erhöhung vorgenommen. 
Soweit es sich um die Eingabengebühren 
handelt, muß man sagen, daß diese Abgaben­
zahlung nach der ganzen Konstruktion des Be­
griffes der Gebühr ein Entgelt für das Tätigwer­
den des Staates im Interesse der Staats bürger ist. 
Denn wer eine Eingabe an die Behörde macht, 
wer von der Behörde etwas will, der muß diese 
Eingabe stempeln und die Gebühr beibringen. 
Und hier ist nun leider festzustellen, daß der 
Staat als Preistreiber wieder einmal in der 
ersten Front ist. Im Jahre 1963, und zwar mit 
Wirkung ab l .  Juni 1963, kam es zur letzten 
Erhöhung der Gebühren. Die häufigste Gebühr 
betrug vorher 6 S. Sie wurde damals von 6 S 
auf 10 S erhöht und wird nun von 10 S auf 15 S 
erhöht. Dies bedeutet also, daß in einem 
Zeitraum von nicht ganz zwei Jahren eine 
Steigerung um 150 Prozent vorgenommen 
wurde. 

Es muß daher wohl etwas aufreizend wirken, 
wenn wir in der Begründung zu diesem Gesetz, 
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Dr. Broesigke 

in den Erläuternden Bemerkungen, folgenden 
Satz lesen : 

Die Erhöhung um durchschnittlich 50 Pro­
ze�t bedeutet eine Angleichung an das be­
stehende Preisniveau. "  

Das ist also die Behauptung, daß sich das 
Preisniveau vom 1. Juni 1963 bis April 1 965 
um 50 Prozent erhöht habe oder, wenn Sie 
wollen, seit 1 957 um insgesamt 1 50 Prozent, 
wenn Sie die vorhergehenden Novellen einbe­
ziehen. Daraus ergibt sich also, daß diese Be­
gründung der Regierungsvorlage, gelinde ge­
sagt, als irreführend bezeichnet werden muß . 

Im ganzen gesehen ist diese Gebührener­
höhung durch nichts zu rechtfertigen, und 
auch die Durchführung der Gebührenerhöhung 
ist denkbar unglücklich. 

Um nämlich eine 50prozentige Erhöhung 
genau durchzuführen, ist man zu den seltsam­
sten Gebührensätzen gekommen.,  Zum Beispiel 
wird der Beila,genstempel - bekanntlich muß 
man jede Beilage zu einer · Eingabe gesondert 
stempeln - von 2,50 S ausgerechnet auf 
3,80 S erhöht. Das bedeutet also, daß man für 
den Beilagenstempel fortan eigene Marken 
wird drucken müssen, weil man eine so unge­
wöhnliche Zahl errechnet hat. Die Gebühr von 
14 S ,'vird auf 21 S erhöht. Es können um 
Gottes willen nicht 20 S sein, es müssen 2 1 S 
sein, und zwar deswegen, damit bei keinem 
Gebührensatz der 50prozentige Zuschlag fehlt. 
So ist das bei dieser Novelle vom Anfang bis 
zum Ende genau ausgerechnet, bis zu der 
Gebühr von 3200 S - ich glaube, das betrifft die 
Staatsbürgerschaft -, die auf 4800 S erhöht 
wird. 

Wir sind daher der Meinung, daß dieses 
Gesetz sowohl nach seinen Grundlagen als auch 
in der Art seiner Durchführung durchaus unzu­
länglich ist und natürlich wieder weitere 
Erhöhungen des Preisniveaus mit sich bringen 
wird . Dann jede Gebühr wird überwälzt. 
Das ist unvermeidlich. Im Endergebnis wird 
die Bevölkerung diese 100 :Millionen Schilling, 
die angeblich durch die Novelle hel'einkommen, 
wieder in Form von Preiserhöhungen zu be­
zahlen haben. 

Aus diesem Grunde werden wir diese bei den 
Vorlagen ablehnen. (Beifall bei det· F PÖ.) 

Präsident : Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Mahnert zum Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Mahnert (FPÖ) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren ! Wenn. wir 
Freiheitlichen auch die Art der Bedeckung 
ablehnen - wie mein Vorredner gerade aus­
geführt hat -, wenn wir uns auch gegen die 

Praxis aussprechen, Fragen, die man bereits 
in der Zeit kannte - es ist ja erst wenige 
Monate her -, als man das Budget für das 
Jahr 1965 beschloß, nun in Form von Budget­
überschreitungen nachträglich zu sanieren, 
wenn wir diese Prax:is auch ablehnen, so ver­
schließen wir uns der Notwendigkeit der posi­
tiven Maßnahmen nicht, die man ja an sich 
auch schon in der Zeit der Budgetberatungen 
kannte. 

Die Erhöhung um 5 S, die nun aufverschie­
denen Gebieten vorgenommen wird, die die 
Abgeltung für eine ganz konkrete Preis­
erhöhung auf einem bestimmten Gebiet dar­
stellt, ist kein überwältigender Schritt" aber 
sie ist zumindest ein Versuch, eine konkrete 
Preiserhöhung abzufangen. Mit bewunderns­
werter Präzision hat das Finanzministerium 
errechnet, daß die Preis8l höhung auf dem 
Milchsektor pro Kopf und Monat 4 S und 
8 Groschen betragen wird, daß also mit dem 
Betrag von 92 Groschen sogar schon ein "Vor­
griff" auf kommende Preiserhöhungen und 
kommende Maßnahmen vorgenommen wird. 
Ich glaube, daß wir hier keine Politik des 
Augenauswischens betreiben sollten, daß wir 
uns darüber klar sein müssen, daß diese Maß­
nahme, die nun in den Tagesordnungspunkten 
5 und 9 bis 14 getroffen wird, keinesfalls ge­
eignet ist, auch nur im geringsten Maße die 
Sorge der Bevölkerung zu mindern , die sie 
angesichts der ständigen und in einem be­
ängstigenden Ausmaß um sich greifenden 
Preiserhöhungen befällt. 

"ViI' können die Augen nicht davor ver­
schließen, daß die ständige Verdünnung des 
Schillings, daß die Teuerungswelle, die wir 
ununterbrochen erleben, mit einer solchen 
Maßnahme, wie sie heute hier beschlossen 
wird, nicht saniert werden kann. Es bedürfte 
anderer Maßnahmen, es wäre vor allem 
notwendig, einmal irgendwie auf der Preisseite 
anzusetzen. Wir sehen keine Maßnahmen 
von seiten der Regierung, durch die der Ver­
such unternommen wird, den Hebel anzusetzen. 
"Vir sehen nur - wie es mein Kollege Dr. Broe­
sigke gerade ausführte -, daß sich der Staat 
im Gegensatz hiezu selbst noch als Preistreiber 
betätigt, wir sehen weit und breit keine Maß­
nahme, dieser Entwicklung zu steuern. Es 
wiI'd immer "nachgezogen" ,  man versucht 
auf diesem oder jenem Gebiet, die Lohn-Preis­
Spirale dadurch in Bewegung zu halten, daß 
man zwangsläufig auch Löhne nachzieht. 
vVir sehen aber keinen Ansatzpunkt für eine 
Entwicklung, auf dem Preissektor zu irgend­
welchen Maßnahmen zu kommen. 

Ich wende mich mit wenigen Worten noch 
einem bestimmten Tagesordnungspunkt des­
wegen zu, weil wir dieser Frage, der Frage des 
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l\'Iahnert 
Familienlastenausgleiches, immer eine ganz chung, zu einer Zusammenlegung der Ge­
besondere Aufmerksamkeit zugewendet ha- setzgebung und auch zu einer Zusammen­
ben. Sie wissen, daß wir in sehr vielen Dis- legung der verschiedenen Beihilfen und der 
kussionen über dieses Thema immer die Grund- verschiedenen Fonds kommen sollte oder kom­
kO�lzeption des österreichischen Familien- men muß. Das ist zweifellos eine sehr schwie­
lastenausgleiches bejäht haben. Sie wissen, rige Problematik, die von einer Klarstellung 
daß wir es auch immer anerkannt haben, wenn der Frage des Dienstgeberbeitrages mit ab­
auf diesen Gebieten ein echter Fortschritt hängt. Ich glaube aber , daß diese Zusammen­
erzielt worden ist. Die heutige Vorlage können fassung der Fonds und eine klare, einheitliche 
wir allerdings nicht in die Reihe der fortschritt- und übersichtliche Gesetzgebung auf Dauer 
lichen Gesetze einreihen, es ist eine bescheidene eine absolute Notwendigkeit sein werden. 
Nachziehmaßnahme. Wir müssen im Gegenteil Ebenso steht ei e Frage zur Disk ssio 
feststel��n, da� �eit 196�, seit der Einfühfu�g bei der ich mich heu�e nicht festlegen ka�n, i� 
de� Muttefb�Ihllfen, em . . 

echte; Fortsc
.
hntt , habe sie schon mehrfach angeschnitten : die a� dem �eblet des F�lmhenlas e.nau�glelChes Frage der Rechtspersönlichkeit der Fonds. nI

.
cht erz�elt worden 1st, �aß .Wlf .emen ge- Es gibt sehr wesentliche Gründe, die dafür 

Wissen StIllstand haben. VIelleICht 1st gerade sprechen diese Fonds vollkommen aus dem 
der heutige Tagesordnungspunkt geeignet, Haushalt herauszulösen und sie mit Rechts-
eine kurze Bilanz zu ziehen und kurz festzu-

. 
persönlichkeit auszustatten. Das wäre eine stellen, welche Maßnahmen auf diesem Ge- Maßnahme, die ohne Zweifel dem Charakter 

biete noch erforderlich sind. des Familienlastenausgleiches Rechnung tra-
Gerade weil ich ein überzeugter Familien­

politiker bin, möchte ich auch feststellen, daß 
der Familienlastenausgleich, der die Deklas­
sierung des Familienerhalters verhindern soll, 
auch bestimmte Grenzen hat. Ein Zustand 
etwa in der Form, daß dem Familienerhalter 
die finanziellen Lasten für die Erziehung der 
Kinder vollkommen abgenommen werden, ist 
nicht erreichbar. Es ist nicht erreichbar, daß 
der Extremfall eintritt - um es vielleicht so 
zu formulieren -, daß der Kinderl03e oder 
der Ledige dem Familienvater die gesamten 
Lasten für die Erziehung der Kinder abnimmt . 
Das ist keinesfalls das Ziel irgendeines Fami· 
lienpolit.ikers, denn der et.hische Gehalt der 
Fantilie - und dazu gehört die Opferbereit­
sch aft für die Familie und fül' die eigenen 
Kinder - soll und muß erhalten bleiben. 
Es soll also nicht dieser Zustand angestrebt 
werden. Aber die Grenze für diesen Lasten­
ausgleich, ein Zustand, der dem Familien­
erhalter doch \veitgehend die Möglichkeit gibt, 
ohne Deklassierung, ohne von dem Lebens­
standard, der ihm auf Grund seines Berufes, 
seiner Leistung zusteht, absteigen zu müssen, 
ist in Österreich bei weitem noch nicht er­
reicht. Die erste Forderung muß daher nach 
wie vor die sein, den Familienlastenausgleich 
weiterhin auszubauen und nach Wegen zu 
suchen, doch zu einem wirksameren Lasten­
ausgleich zu kommen. 

Eine Reihe von anderen grunsätzlichell 
Fragen müßten im jetzigen Stadium der Fa­
mi.liengesetzgebung diskutiert und einer Rege­
lung zugeführt werden. Neben dem weitel'en 
Ausbau - das ist die Hauptforderung ! -
wird es notwendig sein, den Gedanken zu dis· 
kutieren - diese Diskussion ist ja schon im 
Gange -, ob man nicht zu einer Vereinfa-

gen würde, die nämlich klar zum Ausdruck 
bringen würde, daß es sich hier nicht um eine 
staatliche Alimentation, daß es sich nicht um 
Fürsorgemaßnahmen des Staates handelt, son­
dern um eine Lohnumschichtung, in derem Zuge 
es die Gemeinschaft einer bestimmten Gruppe, 
die sehr wesentliche Aufgaben für die gesamte 
Gemeinschaft übernimmt, erleichtert und er­
möglicht, diese Lasten zu tragen. 

Es gibt auch Gl'ünde gegen die Rechtsper­
sÖlllichkeit. Ich habe auch sie scbon erwähnt : 
daß die Fondsverwaltung keine Möglichkeit 
irgendeines Ermessens bieten würde. Sie wäre 
1>o,,"ohl auf der Einnahmenseite wie auf der 
Ausgabenseite an die gesetzlichen Grundlagen 
gebunden. Es würde also das, was für eine 
Fondsverwaltung mit eine wesentliche Substanz 
darstellt , die Ermessenmöglichkeit, voll­
kommen wegfallen. Man sollte aber doch 
in eine f,rusthafte Diskussion über diese li"l'age 
eintreten. lcb glaube, daß die positiven 
Gründe, die Gründe, die also cbfür sprechen, 
diese Fonds erstens zu vereinheitlichen und 
sie zweitens aus dem Haushalt herauszulösen, 
überwiegen . 

Schließlich ist in der letzten Zeit noch 
ein Streit darüber entbrannt - wie wir ver­
schiedenen Pressen; eldungen entnommen ha­
ben -, ,velche die richtigere und welche die 
zweckmäßigel'e Form der Familienförderung 
darstellt : die Förderung auf Grund von Bei­
hilfen oder die auf steuerlicher Seite. (Abg. 
Grete Reh  0 r :  Beide z'ltsammen !) Ich glaube, 
daß es hier nur eine Antwort gibt, daß es 
hier kein Entweder- Oder geben darf, 
sondern daß sowohl der Familienlastenaus­
gleich, wie er sich in den Beihilfengesetzen. 
ausdrückt, als auch die steuerliche Seite 
zwei entscheidende und wesentliche Faktoren 
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der Familienförderung darstellen. Wir sollten 
uns alle auf diese grundsätzliche Auffassung 
einstellen und festlegen, daß es in dieser 
Frage kein Entweder-Oder geben darf, 
sondern nur die Erkenntnis, daß alle diese 
Faktoren miteingesetzt werden müssen, um 
zu einem wirkungsvollen, zu einem wirklich 
wirksamen Lastenausgleich zu kommen, um 
der Familie tatsächlich die Möglichkeit zu 
geben, die Aufgaben zu erfüllen, die sie im 
Dienste der Gemeinschaft erfüllt. Denn die 
Erkenntnis, daß die Familie eine Aufgabe 
erfüllt, die der gesamten Gemeinschaft dient, 
und daß es daher auch eine selbstverständ­
liche Verpflichtung der Gemeinschaft ist, 
der Familie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
zu helfen, muß langsam Allgemeingut werden. 

Wir anerkennen - um es nochmals zu 
sagen - die Grundkonzeption des Familien­
lastenausgleichsgesetzes. Wir stellen fest, daß 
wir seit 1962 keine wesentlichen Fortschritte 
auf diesem Gebiet erzielt haben, daß wir 
eine ganze Reihe von Fragen vor uns haben, 
die einer Lösung bedürfen. Wir stellen fest, 
daß die heute getroffenen Maßnahmen be­
züglich der Erhöhung um 5 S - das gilt für 
diese Vorlage genauso wie für die Punkte 9 
bis 14 - nur ein Tropfen sind ; es handelt 
sich nur um bescheidene Maßnahmen, die 
keinesfalls geeignet sind, die Sorge der Be­
völkerung wegen der immer mehr um sich 
greifenden Teuerungswelle irgend wie zu lin­
dern, irgendwie zu mildern. ( Präsident Dipl . ­
Ing .  Wa l db r un ner übernimmt den Vorsitz .) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir 
kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf, mit dem das Familien­
lastenausgleichsgesetz und das Kinderbeihilfen­
gesetz neuerlich geändert werden. 

Ich höre, daß der Herr Berichterstatter 
dazu noch etwas zu sagen hat. 

Berichterstatter Dipl. -Ing. Fink (Schluß­
wort) : Hohes Haus ! Herr Präsident ! Der 
Herr Abgeordnete Mahnert hat zum Familien­
lastenausgleich gesprochen. Ich möchte hier 
als Berichterstatter ausdrücklich festhalten, 
daß sich alle Parteien darüber einig sind -
wir könnten uns auf verschiedene Sprecher 
berufen, die das ausgeführt haben -, daß 
der Familienlastenausgleich selbstverständlich 
noch weiter ausgebaut werden muß. 

Um aber keine falschen Auffassungen auf­
kommen zu lassen, muß ich doch objektiver­
maßen festhalten, daß seit 1962 neben diesen 
Abgeltungserhöhungen mit 1 .  1 .  1963 die 
Säuglingsbeihilfe verdoppelt und mit 1 .  1 .  
1964 die Mütterbeihilfe u m  50 S monatlich, 
j ährlich 14mal gegeben, verbessert wurde. 
Diese beiden Verbesserungen, d,ie im Zuge 
eines weitreichenden Planes 1960 vom Hohen 
Hause beschlossen wurden, kosteten jährlich 
dem Familienlastenausgleich um 1 10 Mil­
lionen Schilling. (Abg. Dr. van Tong el : 
Das gehört ans Rednerpult !) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ja, ich 
gestehe zu, daß ich schon gefragt habe, ob 
ein Schlußwort gewünscht wird. Das war 
aber nicht der Fall. Ich habe es ausnahms­

Wenn wir diesen Gesetzen die Zustimmung weise zugelassen. 
geben, verbinden wir das mit der Erwartung, Wir stimmen nunmehr weiter ab, meine 
daß die Regierung endlich auch darangehen Damen und Herren. 
wird, auf dem Preissektor zu entscheidenden 
Maßnahmen zu kommen, daß sie einmal von Bei der weiteren getrennt durchgeführten A b  -

ihrer bisherigen Praxis abgeht, sich selbst s t i mmung werden 

preistreibend zu betätigen, und daß sie end- die neuerliche A'nderung des Familienlasten­
lieh darangeht, die Möglichkeiten auszu- ausgleichsgesetzes und des Kinderbeihilfengesetzes , 
schöpfen, die sich finden lassen müssen, um die 15. Novelle zum Allgemeinen Sozialversi­
dieser Entwicklung, dieser Teuerung, dieser cherungsgesetz , 
Verdünnung des Schillings wirklich entgegen- die 12. Novelle zum Gewerblichen Selbstän-
zutreten. (Beifall bei der F pO.) digen -Pensionsversicherungsgesetz , 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbruriner :  Zum die Abänderung des Kriegsopferversorgungs-
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die De- gesetzes 1957 und des Opferfürsorgegesetzes, 
batte ist geschlossen. die 2. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz , 

Die Herren Berichterstatter verzichten auf die neuerl iche Abänderung des Bundesgesetzes , 
ein Schlußwort. mit dem Beziehern von Leistungen aus der 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m­
mung  werden zunächst das 4. Budgetüber­
schreitungsgesetz in der Fassung des A us ­
schußberichtes und die Gebührengesetz-N ovelle 
1965 in z w ei t e r  und d ri t t e r  Lesung mit 
Mehrheit zum Bes ch l uß erhoben . 

Arbeitslosenversicherung eine Teuerungszulage 
gewährt wird, und 

die neuet'liche Abänderung des Bundesgesetzes , 
betrefJend Abänderung und Ergänzung des Klein­
rentnergesetzes 

jeweils in der Fassung des Ausschußberichtes 
in zw eit e r  und drit t e r  Lesung einsti mmig 
zum Bes chl uß erhoben . 
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6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (671 der 
Beilagen) :  Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
gesetz 1956 neuerlich abgeändert wird (12. Ge-

haltsgesetz-Novelle) (697 der Beilagen) 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­

langen zum 6. Punkt der Tagesordnung : 
12.  Gehaltsgesetz-Novelle. 

Bevor ich dem Herrn Berichterstatter das 
Wort erteile, gebe ich bekannt, daß zu diesem 
Punkt ein Ab änderungsa ntrag der Abgeord­
neten Harwalik, Dr. Neugebauer, Mahnert 
und Genossen vorliegt. Ich ersuche den 
Schriftführer, Herrn Abgeordneten Zeillinger, 
diesen zu verlesen. 

Schriftführer Zeillinger : Durch die im Arti­
kel I Z. 5 vorgeschlagene Ergänzung des 
§ 71  a des Gehaltsgesetzes 1956 würden die 
Beratungsstellenleiter bei den Bezirksschul­
räten 90 Prozent der Dienstzulage der Landes­
schulinspektoren erhalten. Es würde dadurch 
eine Diskriminierung der Bezirksschulinspek­
toren eintreten, die im Rahmen ihres Aufgaben­
bereiches mehr Verantwortung zu tragen 
haben. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher 
den 

A n t r a g :  
Der Nationalrat wolle beschließen : 
Im Artikel I Z .  5 soll der zweite Satz des 

§ 7 1  a Abs. 3 lauten : 
" Wird ein Beamter als Landesreferent für 

den pädagogisch-psychologischen Dienst be. 
stellt, so gebührt ihm eine Dienstzulage, für 
die die Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden 
sind." 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Der Antrag ist genügend unt e r s t üt z t  und 
steht daher zur Debatte. 

Ich bitte nunmehr den Berichterstatter, 
Herrn Abgeordneten Regensburger, um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses erstatte ich 
dem Hohen Hause über die 12 .  Gehaltsgesetz­
Novelle Bericht. Gleichzeitig trete ich dem 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Harwa­
lik, Dr. N euge bauer, Mahnert und Genossen 
bei. 

Im besonderen möchte ich zu den Bestim­
mungen des uns vorliegenden Entwurfes fol­
gendes bemerken : 

Zu Artikel I Z. 1 und 2 :  Die Bezüge der 
Lehrer der Verwendungsgruppe L 3 entspra­
chen schon seit dem Gehaltsgesetz 1956 den 
Bezi,igen der Beamten der Verwendungs-

gruppe C. Es erscheint daher notwendig, die 
Neuregelung der Laufbahnen der Beamten 
der Verwendungsgruppe C auch hinsichtlich 
der Gehaltsansätze der Lehrer der Verwen­
dungsgruppe L 3 zu berücksichtigen. 

In diesem Zusammenhang weise ich darauf 
hin, daß es in den Erläuternden Bemerkungen 
zu Artikel I Z. 1 und 2 unter anderem heißt : 
"Die in Artikel I Z. 3 und 4 vorgesehenen 
Gehaltsansätze . . .  " Es ist hier eine Druck­
fehlerberichtigung vorzunehmen, es soll heißen : 
"Die in Artikel I Z. 1 und 2 vorgesehenen 
Gehaltsansätze stellen daher lediglich eine 
Angleichung an die Regelungen der 1 1 .  Ge­
haltsgesetz-N ovelle vor und sollen daher wie 
diese ab l .  August 1964 in Kraft treten." 

Zu Artikel I Z.  3 ist zu bemerken : In dem 
auf Grund des Schulorganisationsgesetzes im 
Verordnungswege erlassenen Lehrplan für 
V-olksschulen (2. Teil, 3. Absatz nach der 
Stundentafel) ist - in Analogie zur geteilten 
einklassigen Volksschule - eine geteilt ge­
führte erste Klasse von zweiklassigen Volks­
schulen vorgesehen, wobei durch eine Er­
gänzung des Lehrplanes beabsichtigt ist, allen­
falls an Stelle der geteilt geführten ersten Klasse 
eine geteilt geführte zweite Klasse an zwei­
klassigen Volksschulen vorzusehen. 

Zu Artikel I Z. 4 und 5 :  Die Beamten 
des pädagogisch-psychologischen Dienstes bei 
einer Schulaufsichtsbehörde sollen nach § 71 a 
des Gehaltsgesetzes 1956 in der derzeit gel­
tenden Fassung eine Dienstzulage erhalten, 
deren Höhe sich nach der besoldungsrecht­
lichen Stellung als Lehrer einerseits und dem 
Gehalt eines dieser Lehrerstellung vergleich­
baren Beamten des Schulaufsichtsdienstes an­
dererseits zu richten hat. 

Der zweite Satz dieses Paragraphen erfährt 
eine Änderung durch den bereits zitierten 
Abänderungsantrag. Es ist wohl in diesem 
Zusammenhang anzunehmen, daß die Nicht­
akademiker , die bis jetzt schon im pädagogisch­
psychologischen Dienst standen, auch in der 
Zukunft die gleiche besoldungsrechtliche Re­
gelung erfahren werden wie bisher. 

Zu Artikel II : Die Bestimmungen des 
Artikels II Z. 1 und 2 der 1 1 .  Gehaltsgesetz­
Novelle schreiben vor, daß mit Wirkung ab 
1 .  August 1964 die bezugsrechtliche Stellung 
der Beamten der Verwendungsgruppe C, die 
sich in der Dienstklasse III oder IV befinden, 
in einem be!3timmten Ausmaß zu verbessern 
ist ; in einzelnen Fällen kommt auch eine 
Verbesserung der bezugsrechtlichen Stellung 
in der Dienstklasse V in Betracht. 

Der neue Punkt 4 des Artikels II der 1 1 .  Ge­
haltsgesetz-Novelle soll es ermöglichen, für 
die erforderliche Übergangszeit bei der nächsten 

78. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 33

www.parlament.gv.at



4294 Nationalrat X. GP. - 78. Sitzung - 7. April 1 965 

Regensburger 

Beförderung einen Besoldungsstichtag fest­
setzen zu können, sodaß eine Benachteiligung 
gegenüber den Beamten vermieden wird, die 
vor dem 1 .  August 1964 befördert wurden oder 
nach Ablauf des Übergangszeitraumes beför­
dert werden. 

Durch den neuen Punkt 5 des Artikels II 
der 1 1 .  Gehaltsgesetz-N ovelle sollen Härten 
bei der Ermittlung des Ruhegenusses oder 
Versorgungsgenusses vermieden werden, die 
dadurch entstanden sind oder noch entstehen 
können, daß der Beamte nach dem 31 .  Juli 
1964 aus dem Dienststand ausgeschieden ist, 
ohne daß eine nach dem Artikel II der 1 1 .  Ge­
haltsgesetz-Novelle in der gegenwärtigen Fas­
sung zu treffende Maßnahme formell durch­
geführt werden konnte. 

Ich stelle im Hohen Hause im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses den A n t r ag, 
dieser uns vorliegenden Novelle in 671 der 
Beilagen die Zustimmung erteilen zu wollen, 
und falls Wortmeldungen vorliegen, schlage 
ich vor, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
in einem durchzuführen. - Widerspruch wird 
keiner erhoben. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
ist der Herr Abgeordnete Harwalik gemeldet. 
Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Harwalik ( ÖVP) : Hohes Haus ! 
Die 12 .  Gehaltsgesetz-Novelle, die wir heute 
beschließen werden, ist schon längst fällig. 
Ihre rückwirkenden Bestimmungen machen 
alles wieder gut, was die über vielen notwen­
digen Beratungen und Koordinierungsbemü­
hungen verspätete Vorlage an mahnender 
Unruhe und Enttäuschung bei den Betroffenen 
ausgelöst hat. 

Im Gehaltsgesetz 1956 hat die Arbeits­
lehrerin die ihr zustehende Position nicht ge­
funden, sosehr sich die Standesvertreter 
in der Gewerkschaft um eine solche bemühten. 
Wohl erhöhte sich damals die Lebensverdienst­
summe der Arbeitslehrerin um 10,25 Prozent, 
doch stand sie damit immer noch auf einer 
unteren Stufe des C-Dienstes. Wenn der C­
Dienst in dienst- und besoldungsrechtlicher 
Hinsicht als Fachdienst qualifiziel't ist, so 
hätte gerade die Arbeitslehrerin mit ihrer 
gesetzlich klar festgelegten Fachausbildung 
als Voraussetzung für ihre Verwendung im 
Schuldienst eine besondere Position in der 
Verwendungsgruppe L 3 verdient. Der 
C-Dienst ist im wesentlichen eine Aufstiegs­
laufbahn. Nicht einmal im Rahmen dieser 
bescheidenen Aufstiegsmöglichkeiten boten die 
L 3-Ansätze eine Entwicklungs- oder Ent-

faltungsmöglichkeit . Dazu kam das erweiterte 
Spannungsverhältnis zu den Bezügen der 
übrigen Pflichtschullehrer, das früher aller­
dings nut' deshalb geringer war, weil der Pflicht­
schullehrer gegenüber dem gleich vorgebil­
deten Verwaltungsbeamten in allen Gehalts­
regelungen zurückgesetzt erschien. Dieses Un­
recht an den Lehrern hat erst das Gehalts­
gesetz 1956 beseitigt. 

Die schlechte Einstufung der Arbeitsleh­
rerin im Gehaltsgesetz 1956 wurde umso 
drückender empfunden, als ihre große päd­
agogische Verantwortung in der Schulstube 
dabei wenig berücksichtigt erschien. Zwischen 
dieser mehr als bescheidenen besoldungs­
rechtlichen Grundstufe im Gehaltsgesetz 1956 
und dem in der Amtstitelverordnung groß­
zügig gewährten Amtstitel "Erziehungsrat" 
bestand doch eine Diskrepanz , der ein gewisser 
herausfordernder Charakter nicht abzusprechen 
war. 

Daß der C-Dienst an sich im Gehaltsgesetz 
1956 schlecht abgeschnitten hat, bestätigt 
uns die notwendig gewordene Neuregelung 
in der 1 1 .  Gehaltsgesetz-Novelle vom 1 .  August 
1964. Aber auch damals wurden die Be­
züge der L 3-Lehrer nicht mitgeregelt. Das 
hat berechtigten Unmut ausgelöst. Es ist 
daher recht und billig, daß die nunmehrige 
Angleichung in der 12.  Gehaltsgesetz-Novelle 
ebenfalls mit 1. August 1964 in Kraft tritt. 
Wir freuen uns mit den Arbeitslehrerinnen 
über die endlich gelungene Neuordnung und 
danken ihnen, daß sie in der Verdrossenheit 
über die erlittene Zurücksetzung keine ver­
drossenen Lehrer unserer Kinder wurden, 
sonde:.'n mit aller Hingabe ihrer schweren 
pädagogischen Aufgabe nachgekommen sind. 

Diese Novelle verwirklicht weiters eine 
kulturpolitische Initiative des Bundesmini­
sters für Unterricht Dr. Piffl, die wir in ihren 
ideellen Grundmotiven nicht hoch genug ver­
anschlagen können, nämlich die besondere 
Förderung der Landschularbeit. Bisher wurde 
nur die erschwerte Arbeit des Lehrers an einer 
einklassigen Volksschule durch eine Zulage 
berücksichtigt. Mit der mate'c'iellen Abgel­
tung jeglichen Abteilungsunterrichtes, den 
wir vor allem in den Landschulen antreffen, 
durch eine monatliche Zulage von 1 48 S 
für die Dauer der Verwendung an einer 
solchen Volks- oder Sonderschule ist die 
besondere Anerkennung und Würdigung dieser 
erschwerten Arbeitsbedingungen des Land­
lehrers durch den Staat nun erstmalig in 
diesem Umfange ausgesprochen. 

Der neue Volksschullehrplan sieht auf 
Grund des Schulorganisationsgesetzes die ge­
teilte Führung der ersten Klasse einer zwei­
klassigen Volksschule vor, für die ebenfalls 
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eine Zulage im Ausmaße der sogenannten Ein­
klasslerzulage von 222 S monatlich vorgesehen 
ist. Die geteilte einklassige VolksschuJe bringt 
praktisch das Erschwernis eines doppelklas­
sigen Unterrichtes ; dieses wird mit einer 
Zulage von 309 S quittiert. 

Die Realisierung dieser von Herrn Bundes­
minister Dr. Piffi bald nach seinem Amts­
antritt geäußerten Absicht ist von der Lehrer­
schaft besonders dankbar aufgenommen wor­
den. Ich möchte hier nicht versäumen, 
auch dem Herrn Bundesminister für Finanzen 
Dr. Schmitz für seine Aufgeschlossenheit in 
diesen wichtigen kulturpolitischen Fragen zu 
danken. Die Initiative des Herrn Unter­
richtsministers geht sicher auf seine persön­
lichen Eindrücke zurück, die er auf seinen 
Besuchsreisen gewonnen hat. Wir freuen 
uris über diese Schulnähe des Chefs der öster­
reichischen Unterrichtsverwaltung. 

Das Schulgesetz 1962 hat die im Artikel 
102 a der Bundesverfassung festgelegte Aus­
sperrung des Unterrichtsministers aus den 
Schulstuben, für die er zwar dem Parlament 
und der gesamten Öffentlichkeit verantwort­
lich war, aufgehoben. Bundesminister Doktor 
Pifß. nützte dieses wohl selbstverständliche 
Recht, das mit seiner Verantwortung un­
trennbar verbunden ist, zur lebensvollen Kon­
taktnahme mit der Schule und ihren Lehrern. 
Als eine Frucht dieser Betriebsnähe, wenn ich 
das Wort hier verwenden darf, verzeichnen 
wir die Hebung der Landschularbeit in der 
12. Gehaltsgesetz-Novelle. 

Warum hebe ich das besonders hervor 1 
Weil im allseitigen Ruf nach der Förderung 
des Landlehrers und seiner Arbeit noch immer 
einige bürokratische Hemmungen bestehen, 
die man nur staunend vermerken kann. 
Wir wünschten gern, daß die dankenswerte 
Initiative des Herrn Unterrichtsministers Bei­
spielsfolgerungen zeitigte, auf die man sonst 
80 gern nur in negativen Bescheiden hinweist. 

Will beispielsweise ein Landlehrer einen 
erweiterten Wohnbauvorschuß in Anspruch 
nehmen und besitzt aber einen PKW, dann 
wird ihm dieser Vorschuß nicht gewährt. 
Diese Unifizierung von Bestimmungen ist 
geradezu aufreizend. Man mag einem Beamten 
in der Landeshauptstadt richtig sagen, daß 
er vorerst für die Beschaffung seiner Wohnung 
und dann für die des PKW sorgen möge, 
sofern er für die Wohnung die Hilfe des Staates 
in Anspruch nehmen will. Das aber einem 
Lehrer auf dem Lande zu sagen, der mit 
dem erbetenen Vorschuß für die Erwerbung 
beispielsweise einer Eigentumswohnung seine 
unverzeihliche Absicht kundtut, sich dort 
seßhaft zu machen, ist eine gesellschafts­
fremde bürokratische Maßnahme. Wir haben 

nach langen Bemühungen damals vom Finanz­
minister Dr. Heilingsetzer wo.hl eine Aus­
nahme für den Bau von Siedlungshäusern 
erreicht, mehr konnten wir bisher trotz 
vieler Bemühungen nicht erlangen. 

Wenn bei Lehrerversammlungen die Rede 
darauf kommt, wodurch die Abweisung an 
die Lehrerschaft begründet werden soll, dann 
sind wir - ich muß das gestehen - einfach 
in einer hoffnungslosen Situation. Und Sie 
wären es genauso, wenn Sie solche Abweisun­
gen an einen Landlehrer begründen müßten. 
Man mutet dort den Politikern nämlich noch 
zu, imstande zu sein, sich gegen solche Maß­
nahmen durchzusetzen. In Wahrheit wissen 
wir Abgeordneten oft sehr wenig mit dem 
Vertrauenskapital der Öffentlichkeit anzu­
fangen. Ich bin von Beruf Beamter und kann 
daher nicht verdächtigt werden, hier gegen 
Beamte billig zu werden. Aber es ist einfach 
unsere Pflicht als Vertrauensbeauftragte des 
Volkes, den toten Paragraphengeist überall 
dort auszutreiben, wo wir ihm begegnen. 
Verwaltung ist eine Ordnungsaufgabe. Das 
Leben ordnen heißt aber, es zu erleichtern, 
heißt, es sinnvoll zu gestalten und nicht 
sinnlos zu vergewaltigen. Ich bitte die Finanz­
verwaltung um Überprüfung dieser Bestim­
mungen. 

Bürokratie ist die Herrschaft des Amtes. 
Man kann das auch positiv kommentieren, 
wenn wir unter Herrschaft die souveräne, 
sinnhafte Entsprechung eines in Paragraphen 
rechtlich erfaßten Sachverhaltes einer Ord­
nungsmaterie verstehen. Nie werden die Viel­
falt, die Eigenart und vor allem die Einzig­
artigkeit der Lebenssituationen mit dem in 
einem solchen paragraphenumfriedeten Sach- ' 
verhalt in Einklang gebracht werden können. 
Unter sinnhafter Entsprechung verstehe ich 
den von der Bürokratie zu schaffenden Aus­
gleich zwischen Leben und Paragraphen, 
ohne den Gesetzesbefehl aufzuheben, ohne 
aber auch das Leben mit den Paragraphen 
zu erschlagen. Wo das nicht geschieht, wird 
die Vorschrift zur " Vurschrift", wird der 
Wächter zum "Wochter" - wie das der 
Österreicher ausdrückt -, der für sich nur 
das Privilegium in Anspruch nimmt, selbst 
nicht mehr bewacht zu werden. Die Paragra­
phen sollen das Leben nicht fesseln, sondern 
ordnen. Erheben wir uns über die Paragraphen ! 
Die Verwaltung ist nicht der seelenlose Er­
füllungsgehilfe der toten Paragraphen, sondern 
eine der besten Stützen der Gesellschaft. 

In diesem Zusammenhang komme ich auch 
auf den vielfach anzutreffenden Ungeist der 
kostendeckenden Preise beziehungsweise Miet­
zinse für Leiter- und Lehrerwohnungen auf 
dem Lande zu sprechen. Hier sind die Ge-
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meinden zuständig. Es gibt in sehr peripheren 
Landschaftsgebieten V orschreibungen bis zu 
600 und 800 S, eben kostendeckend errechnet, 
so als würde der Lehrer oder der Leiter diese 
Wohnung für sich und seine Familie als 
Dauereigentümer in Besitz nehmen. Tat­
sächlich muß er aber diese Wohnung bei Ver­
setzung in einen anderen Dienstort oder in 
den Ruhestand verlassen. Man vergißt aber 
auch, was der Lehrer in vielfacher Hinsicht 
über die Schulstube hinaus für seine Gemeinde 
tut, wobei er in keiner Weise kostendeckend 
vorgeht, sondern aus purem Idealismus das 
Kostendenken meist ausschaltet. Man ver­
gißt die in weiter Streuung auf sich genomme­
nen Opfer des Landlehrers, dessen Verzichts­
liste eine reiche Variations breite aufweist. 

Hat man früher beispielsweise die Dienst­
wohnung eines Leiters schon in der Auss( h ei · 
bung als mietenfrei verheißen und dazu di) 
Beheizung und die Gartennützung kosten­
frei in Aussicht gestellt beziehungsweise zu­
gesichert, so ist man heute leider oftmals 
zum Gegenteil übergegangen. Dabei hatten 
wir damals einen Lehrerüberhang, also zu 
viele Lehrer im Lande, und heute haben 
wir einen drückenden Lehrermangel. Welch 
ein Widersinn ! 

Die Lehrer wollen sicher keine Privilegien. 
Sie wollen aber in der Einschicht nicht Miet­
zinse zahlen, die ihre Kollegen in der Stadt 
nicht zahlen, Kollegen, die ihre Kinder wäh­
rend der Ausbildungszeit bei sich haben 
und die auch sonst die Annehmlichkeiten 
des Lebens in der Stadt genießen. Die Steier­
märkische Landesregierung hat, um solchen 
Auswüchsen wirkungsvoll begegnen zu kön­
nen, den Erlaß "Lehrerwohnungen ; Benüt­
zungsentgelt" herausgegeben. 

Der Bund gibt heute mit dieser Novelle 
ein Beispiel echter Förderung der Landschul­
arbeit. Mögen alle Gebietskörperschaften alles 
versuchen, den Lehrer nicht aus dem Dorf 
zu vertreiben, sondern ihn an das Dorf zu 
binden. Sein Ausfall müßte zu einer Krise 
der ländlichen Gemeinschaft und damit im 
letzten zu einer Gesellschaftskrise führen. 

Erfreulich ist auch die Neufassung des 
§ 7 1  a des Gehaltsgesetzes 1956 durch Anfügen 
eines Absatzes 3. Damit entspricht man 
der Stellung des schulpsychologischen Dienstes, 
wie sie das Schulgesetzwerk diesem wichtigen 
Zweig unseres Schulwesens zuweist. Ich bin 
selbst an den Anfängen des schulpsychologi­
sehen Dienstes in der Steiermark gestanden. 
In Wien hat sich Frau Dr. Schenk-Danzinger 
große Verdienste erworben. Ihre Arbeit hat 
der Entwicklung der Schulpsychologie eine 
entscheidende Richtung gegeben. Nunmehr 

sollen PHichtschullehrer, die in Psychologie 
oder Pädagogik dissertieren und das Doktorat 
erwerben, das Gehalt eines Lehrers der Ver­
wendungsgruppe L 1 erhalten, wenn sie bei 
den Bezirksschulräten als Schulpsychologe 
Dienst leisten. Die Schulpsychologen bei 
den Landesschulräten erhalten eine gesetz­
lich festgelegte Zulage. 

Für die Öffentlichkeit seien hier einige 
wenige grundsätzliche Gedanken geäußert : 
Die Aussage über das Kind ist in den letzten 
Jahren reicher geworden. Es ist wohl richtig, 
daß diese neugewonnenen Erkenntnisse, bei­
spielsweise über die Entwicklungsgesetzlich­
keiten unserer Kinder, der Pädagogik dien­
lich gemacht werden sollen. Wir kennen 
aber die Problematik etwa einer allzu psycholo­
gisierenden Fürsorge. Wir wissen auch, daß 
es eine Problematik der Schulpsychologie 
in der Schulstube gibt. Wir möchten keinen 
schulfernen Wissenschafter im schulpsycholo­
gischen Dienst. Wir wollen unsere Kinder 
nicht "verrofschachen" und vertesten, wie 
ein humorvoller Universitätsprofessor gemeint 
hat. Der Pädagoge steht vornehmlich unter 
einem erzieherischen Auftrag, der in keiner 
Weise verfälscht werden darf. Unsere Klas­
senzimmer sollen lebenswarme Schulstuben 
bleiben. Die kühle Luft der Versuchslabora­
torien würde hier viel Unruhe und Unheil 
anrichten. Aber die Schul psychologie soll 
uns helfen, unsere Kinder in ihren besonderen 
Lebens- und Entwicklungsbedingungen besser 
zu verstehen. 

Der Schulreife-Test beispielsweise hat in 
den letzten 15 Jahren tausende Fehleinschu­
lungen verhindert und den Kindern einen 
besseren Schulstart in den für sie zuständigen 
Schulformen ermöglicht. Besonders die Früh­
einschulungen mit den folgenschweren Früh­
belastungen können heute sehr zum Segen 
der Kinder und damit der Gesellschaft ver­
mieden werden. Die Schulreife ist eben nicht 
immer identisch mit dem Schuleintrittsalter. 
Der Schulpsychologe gewinnt bald Zugänge 
zum Kind, die dem Klassenlehrer zumindest 
nicht so rasch offenstehen. Der pädagogische 
Akt kann so individuell besser gerichtet 
werden. All das ist bedeutungsvoll für das 
Kind und für die Gemeinschaft, in der es 
steht und lebt. 

Wir wollen bestimmt nicht einem über­
spitzten Individualismus in der Schule das 
Wort reden. Unser Ziel ist die freiwillige 
Einordnung des jungen Menschen in die Ge­
meinschaft. Aber daß dies leichter gelingen 
kann über das bessere Verstehen der einzelnen 
Schüler, liegt wohl klar auf der Hand. In 
diesem Sinne wiederhole ich, was ich hier schon 
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einmal ausgesprochen habe : Unsere Pädagogik 
ist im letzten gerichtet auf eine bessere mensch­
liche Kommunikation. 

Und zum Schluß : Die Geha1tsgesetz-Novelle 
bringt im Artikel n auch besoldungsrechtliche 
Verbesserungen für Beamte des C-Dienstes, 
die sich am 1. August 1964 auf einem Dienst­
posten der Dienstklasse III oder IV befunden 
haben und seit 1 .  August 1964 in die nächst­
höhere Dienstklasse befördert wurden oder 
spätestens bis 1 .  Juli 1966 befördert werden. 
Die Wirkung ist in diesen Fällen auch auf 
den Pensionsbezug ausgedehnt. 

Alles in allem ist es eine erfreuliche Vorlage, 
die wir hier heute verabschieden. Die Arbeits­
lehrerinnen treten in ihre Rechte, die Land­
schularbeit und der schulpsychologische Dienst 
dürfen einen weiteren Fortschritt buchen. 
Der betroffene Beamtenkreis des C-Dienstes 
nimmt die Verbesserungen dankbar zur Kennt­
nis. Die ÖVP gibt dieser Vorlage gerne ihre 
Zustimmung. (Beifall bei der ÖV P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Finanzen. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte auf die Frage eingehen, die schon 
wiederholt angeschnitten worden ist und auch 
jetzt eben vorgebracht wurde, nämlich auf die 
Gewährung von Wohnbauvorschüssen an 
Landlehrer , die Autos besitzen. 

Ich habe schon mehrmals betont , daß Land­
lehrer, die sich auf dem Land ansiedeln wollen, 
ihren Vorschuß bekommen, auch wenn sie ein 
Auto haben. Ich habe den Eindruck, die 
Kritik wurde länger fortgesetzt, als der Usus 
andauerte, der den Anlaß dazu gab. 

. Ich möchte auch alle Damen und Herren 
bitten, mir es zu sagen, wenn irgendwo ein 
Fall vorkommen sollte , bei dem das nicht in 
der Form gehandhabt worden ist. Ich habe 
mich eben jetzt telephonisch vergewissert : Seit 
etwa einem Jahr wird es bei der unleidlichen 
Autogeschichte so gehandhabt , daß Land­
lehrern trotz Autobesitz anstandslos der Vor­
schuß gewährt wird. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum Wort 
hat sich niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter 
verzichtet auf ein Schlußwort. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der Abst immu n g  wird der Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
in zw eiter  und dri t ter  Lesung e in s ti mmi g 
zum Bes ch lu ß erhoben . 

7. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (673 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die neuerliche 
Abänderung des Bundesgesetzes, womit Er­
gänzungszulagen an Empfänger von Ruhe­
(Versorgungs)bezügen des Bundes gewährt 
werden und die Ruhegenußbemessungsgrund­
lage abgeändert wird (698 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
langen zum 7 .  Punkt der Tagesordnung : 
Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, 
womit Ergänzungszulagen an Empfänger von 
Ruhe(Versorgungs)bezügen des Bundes ge­
währt werden und die Ruhegenußbemessungs­
grundlage abgeändert wird. 

Berichterstatter ist wieder der Herr 
Abgeordnete Regensburger. Ich bitte um 
Ihren Bericht. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Die Regierungsvorlage 673 der Beilagen setzt 
sich zum Ziele, Ansätze, die im Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz bereits statuiert wur­
den, auch für die Beamten in Geltung treten 
zu lassen. 

Nach Artikel I hat der § 4 ab 1. Mai 1965 
zu lauten : 

, , §  4. Der Mindestsatz beträgt : 
a) für Empfänger eines Ruhebezuges 880 S ;  

dieser Mindestsatz erhöht sich für die Ehefrau, 
für die eine Haushaltszulage . . .  gebührt 
oder gebühren würde, um 350 S und für jedes 
Kind, für das eine Kinderzulage gewährt 
wird, um 200 S ;  

b) für Witwen, die einen Versorgungsbezug 
beziehen, 880 S ;  dieser Mindestsatz erhöht 
sich für jedes Kind, für das eine Kinderzulage 
gewährt wird, um 200 S ;  und 

c) für Waisen, die einen Versorgungsbezug 
beziehen, bis zur Vollendung des 24. Lebens­
jahres 330 S, falls beide Elternteile verstorben 
sind, 500 S. Der Mindestsatz erhöht sich 
nach Vollendung des 24. Lebensjahres auf 
585 S, falls beide Elternteile verstorben sind, 
auf 880 S." 

Nach Artikel II hat der § 4 ab 1 .  Juli 1965 
zu lauten : 

, ,§  4. Der Mindestsatz beträgt : 

a) für Empfänger eines Ruhebezuges 915 S ;  
dieser Mindestsatz erhöht sich für die Ehe­
frau, für die eine Haushaltszulage . . .  gebührt 
oder gebühren würde, um 350 S und für jedes 
Kind, für das eine Kinderzulage gewährt 
wird, um 200 S ;  

b) für Witwen, die einen Versorgungl3bezug 
beziehen, 915 S ;  dieser Mindestsatz erhöht sich 
für jedes Kind, für das eine Kinderzulage ge­
währt wird, um 200 S ;  und 
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c) für Waisen, die einen Versorgungsbezug 
beziehen, bis zur Vollendung des 24. Lebens­
jahres 345 S, falls beide Elternteile verstorben 
ßind, 520 S. Der Mindestsatz erhöht sich 
nach Vollendung des 24. Lebensjahres auf 
605 S, falls beide Elternteile verstorben sind, 
auf 915 S." 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 6. April 
1965 der Vorberatung unterzogen und mit 
Stimmeneinhelligkeit unverändert angenom­
men. 

Im Namen des Finanz- und Budgetausschus­
ses stelle ich somit den A n t r a g, der National­
rat wolle dem von der Bundesregierung vorge­
legten Gesetzentwurf (673 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
mache ich den Vorschlag, General- und Spe­
zialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand gemeldet. Wir stimmen 
daher sofort ab. 

währt worden ist. Nach der durch den Kreuz­
nacher Vertrag geschaffenen Rechtslage war 
an eine Berücksichtigung aller Erben gedacht , 
sodaß es notwendig erscheint, eine diesbe­
zügliche Klarstellung durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf herbeizuführen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 3 1 .  März 
1965 in Beratung gezogen. Zum Gegenstand 
sprach der Abgeordnete Machunze. Dem 
Initiativantrag schlossen sich im Ausschuß 
Abgeordneter Dr. Tull und Abgeordneter 
Dr. Broesigke als Antragsteller an. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetz­
entwurf einstimmig angenommen. 

Im Namen des Finanz- und Budgetaus­
schusses stelle ich somit den An t I' ag,  der 
Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
gestatte ich mir den Vorschlag, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Bei der A b st i mmu n g  wird die Regierungs- Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wort-
vorlage in zw eit e r  und drit t er  Lesung ein- meldungen liegen keine vor. Wir gelangen daher 
st i m mig zum Besch lu ß erhoben. zur Abstimmung. 

8. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (152jA) der Abge­
ordneten Machunze und Genossen, betreffend 
Ergänzung des Bundesgesetzes vom 13. Juli 
1962, 8GBI. Nr. 177/1962 (Umsiedler- und 
Vertriebenen-Entschädigungsgesetz - UVEG.) 

(688 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir be­
handeln nun Punkt 8 der Tagesordnung : 
Ergänzung des Umsiedler- und Vertriebenen­
Entschädigungsgesetzes. 

Herr Berichterstatter Abgeordneter Regens­
burger ! Ich bitte wieder um Ihren Bericht. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Ich berichte über 688 der Beilagen. Die Abge­
ordneten Machunze, Dr. Josef Gruber, Har­
walik, Josef Steiner (Salzburg) und Genossen 
haben in der Sitzung des Nationalrates am 
1 7. Feber 1965 den obgenannten Initiativantrag 
eingebracht. Der Il!itiativantrag bezieht sich 
auf das Umsiedler- und Vertriebenen-Entschä­
digungsgesetz . 

Nach dem bisherigen Wortlaut des U m­
siedler- und Vertriebenen-Entschädigungsge­
setzes wurde bei mehreren Erben von jedem 
der Erben eine gesonderte Anmeldung ver­
langt. Da über die diesbezügliche Auslegung 
des UVEG. nicht Klarheit bestand, wurde viel­
fach nur von e i n e m  Erben eine Anmeldung 
eingebracht, sodaß nur diesem Erben der auf 
ihn entfallende Teil der Entschädigung ge-

Bei der A b st i mmung wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des A U8schußberichtes 
in zw eit e r  und drit t e r Lesung ei n st i mmig 
zum Besch lu ß erhoben . 

15. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (130/A) der Abge­
ordneten Rosa Weber, Altenburger und Ge­
nossen, betreffend Abänderung des Hausge­
hilfen- und Hausangestelltengesetzes (705 der 

Beilagen) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Wir 
kommen nun zu Punkt 15 der Tagesordnung : 
Abänderung des Hausgehilfen- und Haus­
angestelltengesetzes. 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Anna Czerny. Ich bitte sie um ihren Bericht. 

Berichterstatterin Anna Czerny : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus I Die Abgeordneten 
Rosa Weber, Altenburger und Genossen haben 
in der 67 . Sitzung des Nationalrates vom 
10.  Dezember vorigen Jahres einen Initiativ­
antrag eingebracht , der sich mit der Urlaubs­
frage für die Hausgehilfen und Hausange­
stellten beschäftigt. 

Der Gesetzentwurf besteht aus drei Ar­
tikeln. In Artikel I bringt § 9 die genaue 
Definition der Urlaubsansprüche. 

Artikel II stellt fest, daß die Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes erstmalig für jenen 
Urlaub zu gelten haben, der für das Dienst-
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jahr gebührt, in das der 1 .  Jänner 1965 fällt, 
sQweit dieser Urlaub bis zum 3 1 .  Dezember 
1 964 noch nicht verbraucht wurde. 

Nach Artikel IU ist mit der Vollziehung 
dieses Bundesgesetzes das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Justiz be­
traut. 

Dieser Initiativantrag wurde erstmalig in 
der Sitzung des Ausschusses für soziale Ver­
waltung am 14. Dezember 1964 behandelt. 
Seine Verhandlung wurde damals jedoch nicht 
abgeschlossen. In der Sitzung vom 6. April 
1965 ist dieser Antrag neuerlich behandelt 
worden. Es wurde eine einhellige Auffassung 
erzielt. 

Namens des Ausschusses für soziale Ver­
waltung stelle ich daher den A nt r ag, der 
Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen VOI:­
liegen, bitte ich den Herrn Präsidenten, 
General- und Spezialdebatte in einem ab­
führen zu lassen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Ich 
danke. 

Es ist beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. - Es 
erfolgt kein Widerspruch. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete Rosa 
Weber. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Rosa Weber (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Im vergangenen 
Jahr haben wir eine Reihe von Gesetzen 
beschlossen, die sicherstellen sollen, daß allen 
Arbeitnehmern in Österreich ein Mindest­
urlaub von drei Wochen zusteht. Eine Vor­
lage ist allerdings unerledigt geblieben : Die 
Frau Berichterstatterin hat mitgeteilt, daß 
'Wir uns schon im Dezember mit der Verab­
schiedung einer Novelle zum Hausgehilfen­
und Hausangestelltengesetz beschäftigt haben, 
daß aber damals Schwierigkeiten aufgetreten 
sind, die in der kurzen Zeit - wir standen 
vor den Weihnachtsferien - nicht über­
wunden werden konnten. Wir freuen uns 
sehr - wenn ich sage : wir, dann meine ich 
die Sozialisten, und ich glaube, das ganze 
Haus kann sich dieser Freude anschließen -, 
daß wir nun vor Beginn der Haupturlaubs­
zeit dieses Gesetz verabschieden können und 
daß ein Weg gefunden worden ist, die Dif­
ferenzen zu beseitigen. 

Sie haben aus der Berichterstattung ge­
hört, daß das Gesetz Übergangsbestimmungen 
enthält, die für alle Urlaube gelten, welche 

das erste Mal angetreten werden, das heißt 
also für alle Arbeitnehmer in Privathaushalten, 
die den ersten Urlaub haben. Diese Über­
gangsbestimmungen werden mit dem 1 .  Jänner 
1967 ablaufen. Dann werden alle Dienst­
nehmer in privaten Haushalten, alle Haus­
gehilfen und alle Hausangestellten, einen 
Mindesturlaub von drei Wochen garantiert 
haben. 

Meine Damen und Herren ! Diese Gesetzes­
novelle lehnt sich an den Generalkollektiv­
vertrag an, der schon im Vorjahr für den ge­
samten Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
abgeschlossen worden ist und der ebenfalls 
einen Mindesturlaub von drei Wochen fest­
legt. Beim Abschluß dieses Generalkollektiv­
vertrages ist die medizinische Erkenntnis 
Pate gestanden, daß nur bei einem Mindest­
urlaub von drei Wochen eine wirkliche Er­
holungsmöglichkeit gegeben ist. 

Gleichzeitig mit der Erhöhung des Mindest­
ausmaßes wird auch die Höchstdauer er­
weitert, und zwar können Hausgehilfen und 
Hausangestellte in Zukunft bei einer ununter­
brochenen Dienstzeit von 25 Jahren im 
Höchstfall einen Urlaub von 30 Werktagen 
in Anspruch nehmen. 

Im Hausgehilfengesetz sind Sonderzahlun­
gen vorgesehen. Diese Sonderzahlungen wer­
den dem erhöhten Ausmaß des Urlaubs an­
gepaßt, sowohl beim Mindesturlaub wie auch 
bei der Höchstdauer von 30 Werktagen. 

Ich freue mich wirklich, daß wir diese 
Novelle heute beschließen. Ich sehe darin 
einen Beweis und eine endgültige Feststellung, 
daß die Hausgehilfinnen und Hausangestellten 
keine Stiefkinder der Sozialpolitik mehr sind. 
Im Gegenteil : Ich glaube, diese Novelle -
wer die näheren Umstände ihres Zustande­
kommens kennt, wird das noch mehr be­
kräftigen - ist ein Solidaritätsbeweis aller 
Arbeitnehmer für die in privaten Haushalten 
Beschäftigten. 

Bei den Hausgehilfinnen haben wir bekannt­
lich ein mühsames soziales Nachziehverfahren 
durchführen müssen. Die Hausgehilfinnen 
und die Hausangestellten waren von vielen 
Sozialgesetzen ausgenommen. Man hat sich 
von 1951 an und auch schon einige Zeit vor­
her bemüht, den Hausgehilfinnen den gleichen 
Schutz in arbeitsrechtlicher Hinsicht, aber 
auch den gleichen Schutz in der Sozialver­
sicherung zu gewährleisten. Das ist erreicht 
worden, das konnte durchgesetzt werden, 
und die heutige Novelle zeigt, daß man auch 
njcht stehengeblieben ist, sondern daß den 
Hausgehilfinnen und Hausangestellten auch 
der soziale Fortschritt der Weiterentwicklung 
des Urlaubsrechtes zugute kommt. 
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Meine Damen und Herren ! Wir Sozialisten 
sehen darin eine Anerkennung der Arbeit der 
Frauen. Das ist eine Berufsgruppe, in der 
überwiegend Frauen beschäftigt sind, die 
sich zu 99 Prozent aus weiblichen Beschäftigten 
zusammensetzt. Wir sehen in dieser Ent­
wicklung eine Anerkennung der Tätigkeit 
dieser Frauen, einer Tätigkeit, die sehr lange 
mindergeachtet worden ist, die sich aber 
jetzt, in einer Zeit des Mangels an Haus­
angestellten und Hausgehilfen, als wichtig, 
ja man könnte sagen, in vielen Fällen als 
unentbehrlich erweist. 

Leider ist der Beruf der Hausgehilfin noch 
immer kein begehrter Beruf, obwohl man 
objektiv feststellen muß, daß die Entlohnungs­
verhältnisse gar nicht so unbefriedigend sind 
und daß, wie ich jetzt betont habe, die so­
zialen Rechte den Hausgehilfen und Haus­
angestellten in der gleichen Weise zugute 
kommen wie den übrigen Arbeitnehmern. 
Was bewirkt, daß dieser Beruf noch immer 
nicht erstrebenswert wirkt, das ist die geringe 
soziale Wertung, die er all die Jahrzehnte 
und natürlich auch im vorigen Jahrhundert 
gehabt hat. Solche soziale Wertungen lassen 
sich eben nur sehr schwer abbauen, lassen 
sich nur sehr schwer den Verhältnissen an­
passen. Ich glaube auch, daß bei den in 
dieser Berufsgruppe Beschäftigten noch immer 
ein soziales Minderwertigkeitsgefühl vorhanden 
ist. Wir sollten alles dazu tun, auf der einen 
Seite dieses soziale Minderwertigkeitsgefühl 
abzubauen und auf der anderen Seite aufzu­
zeigen, wie wichtig die Arbeit dieser Menschen 
auch in unserer Gesellschaft ist. 

Vielleicht ist diese mindere soziale Wertung 
auch darauf zurückzuführen, daß diese Arbeit 
sehr enge verwandt ist mit der Hausfrauen­
arbeit, die in der Gesellschaft ebenfalls nicht 
anerkannt wird. Die großen Leistungen, die 
die Hausfrauen in den Millionen Haushalten 
vollbringen, finden keinen Ausdruck im Rah­
men der Wertschöpfung unserer V olkswirt­
schaft, wie schon wiederholt bei vielen Ge­
legenheiten zum Ausdruck gebracht worden 
ist. Ich sehe hier eine Wechselwirkung und 
auch eine Ausstrahlung auf den Hausge­
hilfinnen- und Hausangestelltenberuf. Trotz­
dem bin ich der Ansicht, daß dieser Beruf 
in Wandlung begriffen ist, daß sich das Berufs­
bild ändert, daß die Art und Weise der Ein­
schaltung der Hausgehilfen in die Haus­
halte eine andere ist als noch vor Jahrzehnten 
und daß der Weg vom Dienstboten zum 
wichtigen Mitarbeiter der Hausfrau unauf­
haltsam vorwärtsgeht. 

Eine Aufgabe sehe ich allerdings noch vor 
uns : Wir müssen alles daransetzen, daß 
dieser wichtige Beruf auch eine entsprechende 

Berufsausbildung findet. Wir sollten mit 
dieser Novelle die Entwicklung nicht als be­
endet ansehen, wir sollten uns vornehmen, 
daß in das Hausgehilfengesetz auch noch eine 
gediegene Berufsausbildung, die auf die Haus­
halte der heutigen Zeit, auch auf die Berufs­
tätigkeit der Hausfrau, Bedacht nimmt, ein­
gebaut wird. (Abg . Dr . Ku mmer : Schau, 
schau !) Kollege Kummer, das "schau, schau !" 
paßt nicht ganz, denn diese Auffassung . . . 
(Abg. Dr. Ku mmer: 0 ja , das paßt sehr gut ! 
Das wollten wir, aber Sie haben es abgelehnt!) 
Nein, eben nicht. Sie haben meinen Hinweis 
auf die Beachtung der Haushalte in der 
heutigen Zeit und der Berufstätigkeit der 
Hausfrauen, die Hausgehilfen in Anspruch 
nehmen, nicht verstanden, sonst hätten Sie 
den Zwischenruf nicht gemacht. ( Abg. 
Dr. Ku mmer : Ich wollte nur darauf hin­
weisen , daß Sie es seinerzeit abgelehnt haben !) 
Nein, das stimmt nicht. Ich werde es gleich 
erklären. 

Wir waren von allem Anfang an der Mei­
nung, daß der Hausgehilfinnenberuf ein Beruf 
ist, der ob seiner Vielfältigkeit eine Berufs­
ausbildung benötigt. Gemeinde Wien und 
Gewerkschaftsbund haben gemeinsam nach 
1945 eine freiwillige Schule aufgebaut. Die 
Gewerkschaft der Arbeiter für persönliche 
Dienstleistungen . war hier . maßgeblich be­
teiligt, und die Gemeinde Wien hat eben­
falls mitgeholfen. (Abg. Dr. Ku mmer : Die 
Caritas socialis auch! ) Ja, möglich. Darüber 
bin ich nicht so informiert. Ich arbeite in 
der Gewerkschaftsbewegung, und daher sind 
mir diese Bestrebungen besonders bekannt. 

Man hat also schon nach 1945 versucht, 
diesem Beruf eine Berufsausbildung zu geben. 
Weil es aber nicht zwingend im Gesetz vor­
gesehen war, ist der Schulbesuch leider derart 
zurückgegangen, daß man diese Form des 
berufsbegleitenden Unterrichtes, der wieder 
etwas anderes ist als das, was der Herr Abge­
ordnete Kummer gemeint hat, einstellen 
mußte. Wir haben uns dann bei der Novel­
Herung des Hausgehilfen- und Hausangestell­
tengesetzes bemüht, eine Verpflichtung zum 
Berufsschulbesuch einzubauen, und ich er­
innere mich, daß alle Parteien dieses Hauses 
es bedauert haben, daß es nicht gelungen 
ist, diese Berufsausbildung zu verankern. 
(Abg . Dr . Ku mmer : Was war die Ursache ?) 

Was der Herr Abgeordnete Kummer meint, 
ist, daß wir in diesem Beruf eine Lehre ein­
führen sollen. Wir waren immer der Auf­
fassung - und sind es heute mehr denn je -, 
daß in Anbetracht der starken Berufstätigkeit 
der Hausfrauen eine solche Lehrausbildung 
nicht möglich ist. Wir glauben daher, daß 
eine zeitgemäße Regelung im Hausangestellten-
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und Hausgehilfengesetz eine Berufsschulpfiicht 
vorsehen müßte und daß wir sehr bald zu 
einer solchen Regelung kommen sollten. Ver­
gessen wir nicht, meine Damen und Herren, 
daß die Hausgehilfin sehr oft die Stellver­
treterin der Hausfrau ist, weil die Hausfrau 
ihr Heim verläßt, um einem Beruf nachzu� 
gehen, und daß sie sehr oft, wenn Kinder da 
sind, auch die Stellvertreterin der Mutter ist. 

Nun darf ich abschließend noch einmal 
unterstreichen, daß wir Sozialisten uns . freuen, 
daß wir noch am Schluß der Herbstsession 
des Hohen Hauses dieses Gesetz beschließen 
können, und daß wir der Vorlage zustimmen 
werden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. Wir kommen zur Ab­
stimmung. 

Bei der Abst immu ng wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des Ausschußberichtes 
in z we it er und dr it t er Lesung e inst immig 
zum Besch lu ß  erhoben. 

. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Die 
Tagesordnung ist e r s c h öpft. 

Den in der heutigen Sitzung eingebrachten 
Antr ag der Abgeordneten Uhlir, Reich und 
Genossen (164/A), betreffend ein Bundesgesetz 
über die Anpassung der Pensionen (Renten) 
aus der Pensions- und Unfallversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
und aus der Pensionsversicherung nach dem 
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche­
rungsgesetz (Pensionsanpassungsgesetz ) we i s e 
ich mit Zustimmung der Parteien sogleich 
dem Ausschuß für soziale Verwaltung zu . 

Wird gegen diese Zuweisung ein Einwand 
erhoben � - Dies ist nicht der Fall. 

Im Einvernehmen mit den Parteien lege 
ich dem Hohen Haus folgenden Antrag vor : 

Der die Funktionen des Bundespräsi­
denten ausübende Bundeskanzler wird er­
sucht, die Herbsttagung 1964/65 der X. Ge­
setzgebungsperiode des Nationalrates mit 
10. April 1965 für beendet zu erklären. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 

Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Ich danke. E i nsti m mi g  
ang e n o m men. 

Ferner lege ich im Einvernehmen mit den 
Parteien dem Hohen Hause noch folgenden 
Antrag vor : 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung, der 
Handelsausschuß und der Ausschuß zur Vor­
beratung des Volksbegehrens zur Erlassung 
eines Bundesgesetzes über die Aufgaben und 
die Einrichtung der "Österreichischer Rund­
funk Ges. m. b. H." werden beauftragt, ihre 
Arbeiten auch in der tagungsfreien Zeit fort­
zusetzen. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die auch 

diesem Antrag ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich danke. 
Das ist ebenfalls e inst i m m i g  ange n o m men. 

Wie soeben beschlossen wurde, ist die heutige 
Sitzung die letzte der Herbsttagung 1964/65. 
Ich wünsche den Damen und Herren schöne 
Osterfeiertage und gute Erholung während der 
kurzen tagungsfreien Zeit. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s sen. 

Schlufi der Sitzung : 14 Uhr 

Osterreidtische Staatsdruckerei. 908 65 
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